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Einführung 


Die vorliegende Mitteilung der Kommission an den 
Rat hat die Erneuerung der Assoziation der Länder 
und Gebiete (ÜLG) zum Gegenstand, die bei Ablauf 
ihrer Gültigkeit am 31. Januar 1975 für einen ersten 
Übergangszeitraum bis zum 1. Juli 1975 verlängert 
worden ist. 

Die Mitteilung geht von den Grundsätzen in Arti- 
kel 136 des EWG- Vertrags aus? wie bisher wird 
hierbei eine gewisse Übereinstimmung zwischen der 
künftigen Regelung für die ÜLG und dem neuen am 
28. Februar 1975 Unterzeichneten AKP/EWG- Ab- 


kommen von Lome beibehalten. Grundlegend neue 
Stellungnahmen zur Sache sind demnach nicht er- 
forderlich. Die Mitteilung besteht aus 

— der Begründung, 

— der Empfehlung einer Verordnung des Rates über 
die Assoziation der ÜLG, 

■ — dem Entwurf eines Abkommens über den Waren- 
verkehr mit den ÜLG mit Erzeugnissen, die unter 
die Zuständigkeit der EGKS fallen. 
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Begründung 


Die Geltungsdauer des Ratsbeschlusses vom 29. Sep- 
tember 1970 über die Assoziation der überseeischen 
Länder und Gebiete mit der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft ist am 31. Januar 1975 abgelau- 
fen. Mit Beschluß vom 28. Januar 1975 hat der Rat 
Übergangsmaßnahmen für die Zeit bis zum 1. Juli 
1975 erlassen. 

Da der Rat die Bestimmungen zur Regelung der Be- 
ziehungen zwischen der Gemeinschaft und den ÜLG 
für einen weiteren Zeitraum festlegen muß, unter- 
breitet die Kommission in der Anlage die Empfeh- 
lung einer entsprechenden Verordnung (siehe An- 
lage I). Ferner ist der Entwurf eines Abkommens 
über die EGKS-Erzeugnisse beigefügt (Anlage II). 

In ihrer Empfehlung hat sich die Kommission be- 
müht, einmal von den Grundsätzen in Artikel 136 
des EWG-Vertrags auszugehen und zum anderen 
wie bisher eine gewisse Übereinstimmung zwischen 
der künftigen Regelung für die ÜLG und dem neuen 
AKP/EWG- Abkommen von Lome beizubehalten. 

Die Übereinstimmung zwischen der AKP-Regelung 
und der ÜLG-Regelung dürfte um so erstrebens- 
werter sein, als einige ÜLG, die demnächst ihre 
Unabhängigkeit erlangen dürften, dem Abkommen 
von Lome beitreten werden. Außerdem dürfen die 
ÜLG nicht ungünstiger behandelt werden als die 
AKP-Staaten. 

In diesem Zusammenhang sind folgende Bemerkun- 
gen zu machen: 

1. Die Kommission hat sich bemüht, die Handels- 
regelung im Abkommen von Lome einigen Bestim- 
mungen des Teils IV des Abkommens von Rom 
anzupassen. 

Namentlich hat sie bestimmte Probleme berücksich- 
tigt, die im Warenverkehr der üLG auftreten, die 
regionalen Zusammenschlüssen, wie CARICOM, an- 
gehören. Zwar muß allgemein weiterhin gelten, daß 
die Regelung, die ein ÜLG gegenüber dem Mitglied- 
staat anwendet, mit welchem es besondere Bezie- 
hungen unterhält, auch auf andere Mitgliedstaaten 
und andere ÜLG anzuwenden ist; die Kommission 
ist sich allerdings der politischen Schwierigkeiten 
bewußt, die sich hieraus ergeben können. Nach Auf- 
fassung der Kommission kann hier eine Lösung 
gefunden werden, wenn im Rahmen der Maßnahmen 
nach Artikel 133 Absatz 3 eine mögliche Abwei- 
chung bei Zugehörigkeit einiger ÜLG zu Zollunionen 
mit anderen Entwicklungsländern zugelassen wird. 

Auch hat die Kommission beachtet, daß im 4. Teil 
des EWG-Vertrags im Unterschied zum Abkommen 
von Lome nicht nur die Beziehungen zwischen den 
ÜLG und den Mitgliedstaaten, sondern auch zwi- 
schen den einzelnen ÜLG festgelegt sind; in Anleh- 


nung an die sogenannte Klausel der „negativen Re- 
ziprozität'', die es bisher im Niederlassungsrecht 
gab, schlägt die Kommission vor, daß die ÜLG, die 
eine Präferenzregelung anwenden, nicht verpflichtet 
sind, diese Regelung auf die ÜLG auszudehnen, die 
ihrerseits keine Präferenzregelung anwenden. Zur 
Folge hätte dies, daß ein ULG, das keine Gegen- 
seitigkeit einräumt, auch nicht erwarten kann, daß 
ihm diese von anderen ÜLG gewährt wird. 

Im Zusammenhang mit den Agrarerzeugnissen ist 
Artikel 43 des EWG-Vertrags sowohl im Falle der 
ULG als auch der AKP-Länder für die von der Ge- 
meinschaft zu erlassenden Verordnungen maß- 
gebend. Was Zucker betrifft, berücksichtigt die Emp- 
fehlung die Erklärung der Gemeinschaft zu dem 
„Zucker" -Protokoll der AKP (siehe Anhang XXI zum 
EWG/AKP- Abkommen) und den Beschluß des Rates 
vom 24. Februar 1975 über die Übergangsmaßnah- 
men für Rohrzucker aus den ÜLG. 

Es sei darauf hingewiesen, daß sich der Text über 
die Bestimmung des Begriffes der Ursprungserzeug- 
nisse und über die Zusammenarbeit im Verwaltungs- 
bereich noch in Ausarbeitung befindet und später 
übermittelt wird. Er wird sinngemäß den Wortlaut 
des Protokolls Nr. 1 zum AKP/EWG-Abkommen von 
Lome übernehmen. 

2. Hinsichtlich der industriellen Zusammenarbeit 
hält die Kommission es nicht für angezeigt, daß in 
die Verordnung über die ÜLG ein Titel übernom- 
men wird, der dem Titel „Industrielle Zusammen- 
arbeit" des Abkommens von Lome entspricht. Finan- 
zierungen im industriellen Bereich - im weitesten 
Sinne des Begriffs - sind nämlich sowieso aufgrund 
der Bestimmungen über finanzielle und technische 
Zusammenarbeit möglich. Was dagegen die neuen 
Bestimmungen betrifft, die vor allem Förderungs- 
maßnahmen im Industriebereich betreffen - indu- 
strielle Information, Zusammenführung von Wirt- 
schaftsbeteiligten, Übermittlung technologischer 
Kenntnisse ... - und die hauptsächlich über beson- 
dere Einrichtungen im Rahmen des neuen Abkom- 
mens (Ausschuß für die industrielle Zusammen- 
arbeit, Zentrum für industrielle Entwicklung) zur 
praktischen Anwendung gelangen, so sind diese 
Bestandteil des Abkommens von Lome und als 
besondere, den AKP-Ländern vorbehaltene Maßnah- 
men zu betrachten. 

Die Kommission empfiehlt dem Rat, den Text der 
Verordnung demnächst zu genehmigen, damit dieser 
als Grundlage für die Zwischenregelung dienen 


1) Aus Gründen der Rechtssicherheit (unmittelbare An- 
wendbarkeit der Zolltarifmaßnahmen) hält die Kom- 
mission es für erwünscht, daß die Ratsakte die Form 
einer Verordnung erhält. 


4 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3569 


kann, die ab 1. Juli 1975 für die Beziehungen zwi- 
schen der Gemeinschaft und den üLG festzulegen 
ist; diese Regelung müßte den Zollbehörden der 
Mitgliedstaaten für den Warenverkehr spätestens 
am 15. Mai bekannt sein. 

Zwar ist die Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments in Artikel 136 des EWG- Vertrags - Rechts- 
basis für die vom Rat zu erlassende Verordnung - 
nicht ausdrücklich vorgesehen, doch ist die Kommis- 
sion der Auffassung, daß das Parlament wie bei den 
einschlägigen früheren Beschlüssen von 1964 und 
1970 angehört werden sollte. 
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Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates über die Assoziation 
der überseeischen Länder und Gebiete mit der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 136, 

gestützt auf das am .... 1975 in ... . Unterzeich- 
nete Interne Abkommen über die Finanzierung und 
die Verwaltung der Hilfe der Gemeinschaft, 

nach Kenntnisnahme der Empfehlung der Kom- 
mission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in der Erwägung, daß die Bestimmungen für die 
Assoziation der überseeischen Länder und Gebiete 
mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, nach- 
stehend „Länder und Gebiete" genannt, für einen 
neuen Zeitabschnitt festgelegt werden müssen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Mit dieser Verordnung soll die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung der in Anhang 1 aufgeführten 
mit der Gemeinschaft assoziierten überseeischen 
Länder und Gebiete durch Erweiterung des Waren- 
verkehrs sowie durch finanzielle Maßnahmen und 
technische Zusammenarbeit gefördert werden. 

Die Gemeinschaft beabsichtigt ferner, die wirtschaft- 
lichen Beziehungen zwischen der Gemeinschaft und 
den überseeischen Ländern und Gebieten zu ent- 
wickeln und auf diese Weise zur Stärkung der Wirt- 
schaftsstruktur dieser Länder und Gebiete beizu- 
tragen. 

TITEL I 

Handelspolitische Zusammenarbeit 

KAPITEL 1 

Handelsregelung 

Artikel 2 

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen in Absatz 2 die- 
ses Artikels werden Erzeugnisse mit Ursprung 
in den Ländern und Gebieten frei von Zöllen und 
Abgaben gleicher Wirkung in die Gemeinschaft 
eingeführt; diese Erzeugnisse dürfen aber nicht 
günstiger als im Warenverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten behandelt werden. 


Bei Anwendung der Bestimmungen im vorste- 
henden Unterabsatz über die Behandlung, die 
sich die Mitgliedstaaten untereinander gewäh- 
ren, werden die Zölle und Abgaben gleicher Wir- 
kung nach Maßgabe der Artikel 32, 36 und 59 
der Akte über die Beitrittsbedingungen und die 
Anpassungen der Verträge nicht berücksichtigt. 

2. a) Für die Erzeugnises mit Ursprung in den Län- 
dern und Gebieten, 

■ — die in der Liste des Anhangs II des Ver- 
trags aufgeführt sind und einer gemein- 
samen Marktorganisation nach Artikel 40 
des Vertrags unterliegen, 

— die bei der Einfuhr in die Gemeinschaft als 
Folge der Durchführung der gemeinsamen 
Agrarpolitik einer Sonderregelung unter- 
liegen, 

gelten bei der Einfuhr in die Gemeinschaft 
abweichend von der allgemeinen Regelung, 
die gegenüber Drittländern Anwendung fin- 
det, folgende Bestimmungen: 

i) Erzeugnisse, für die nach den zum Zeit- 
punkt der Einfuhr geltenden gemeinschaft- 
lichen Bestimmungen außer Zöllen keine 
andere Maßnahme bei der Einfuhr vorge- 
sehen ist, sind zollfrei zur Einfuhr zuge- 
lassen; 

ii) für die anderen nicht unter i) fallenden 
Erzeugnisse ergreift die Gemeinschaft die 
erforderlichen Maßnahmen, damit für diese 
Erzeugnisse allgemein eine günstigere Re- 
gelung gilt als die allgemeine Regelung, 
die auf die gleichen Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in dritten Ländern, denen die 
Meistbegünstigung gewährt wird, ange- 
wendet wird. 

b) Diese Regelung tritt gleichzeitig mit dieser 
Verordnung in Kraft und gilt während der 
gesamten Geltungsdauer dieser Verordnung. 

Wenn die Gemeinschaft jedoch während der 
Anwendung dieser Verordnung 

— ein oder mehrere Erzeugnisse einer ge- 
meinsamen Marktorganisation oder als 
Folge der Durchführung einer gemeinsa- 
men Agrarpolitik einer Sonderregelung 
unterwirft, behält sie sich vor, die Einfuhr- 
regelung für diese Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in den Ländern und Gebieten an- 
zupassen. In diesem Fall findet Absatz 2 
Buchstabe a Anwendung; 
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— eine gemeinsame Marktorganisation oder 
eine als Folge der Durchführung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik eingeführte Son- 
derregelung ändert, behält sie sich vor, 
die Regelung für die Ursprungserzeug- 
nisse zugunsten der Länder und Gebiete 
zu ändern. In diesem Fall behält die Ge- 
meinschaft zugunsten der Ursprungser- 
zeugnisse der Länder und Gebiete eine 
Vergünstigung bei, die mit der Vergün- 
stigung vergleichbar ist, die ihnen vorher 
gegenüber den Ursprungserzeugnissen der 
Drittländer, denen die Meistbegünstigung 
eingeräumt ist, gewährt wurde. 

c) Sind die zuständigen Behörden der Länder 
und Gebiete während der Geltungsdauer die- 
ser Verordnung der Auffassung, daß die An- 
wendung einer derartigen Regelung für 
Agrarerzeugnisse, die unter Buchstabe a fal- 
len, für die jedoch keine Sonderregelung gilt, 
gerechtfertigt ist, so unterbreitet die Kommis- 
sion dem Rat gegebenenfalls einen Vorschlag. 


Artikel 3 

1. Die Gemeinschaft wendet bei der Einfuhr von 
Ursprungserzeugnissen der Länder und Gebiete 
keine anderen mengenmäßigen Beschränkungen 
oder Maßnahmen gleicher Wirkung an als dieje- 
nigen, die die Mitgliedstaaten untereinander an- 
wenden. 

2. Absatz 1 greift jedoch nicht der Einfuhrregelung 
vor, die den in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a 
erster Gedankenstrich genannten Erzeugnissen 
Vorbehalten ist. 

3. Dieser Artikel greift nicht der Behandlung vor, 
die die Gemeinschaft bestimmten Erzeugnissen 
in Anwendung der von ihr Unterzeichneten inter- 
nationalen Übereinkommen über diese Erzeug- 
nisse vorbehält. 

Artikel 4 

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen in Absatz 2 die- 
ses Artikels werden die Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in der Gemeinschaft und in den übrigen 
Ländern und Gebieten frei von Zöllen und Ab- 
gaben gleicher Wirkung in jedes Land oder Ge- 
biet eingeführt. 

2. Die zuständigen Behörden eines Landes oder 
Gebietes können Zölle und Abgaben gleicher 
Wirkung beibehalten oder einführen, die den 
Erfordernissen der Entwicklung des betreffenden 
Landes oder Gebietes entsprechen oder der Fi- 
nanzierung seines Haushaltes dienen. 

3. Als Erfordernisse der Entwicklung eines Landes 
oder Gebietes gelten solche, die sich ergeben aus 


— der Durchführung von Programmen zur wirt- 
schaftlichen Entwicklung; 

— Abkommen über regionale wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit, namentlich wenn hierdurch 
zwischen einem oder mehreren Ländern oder 
Gebieten und einem oder mehreren Dritt- 
ländern in der gleichen geographischen Zone 
mit vergleichbarem Entwicklungsstand Zoll- 
unionen oder Freihandelszonen gegründet 
werden oder beabsichtigt sind; 

— der Notwendigkeit, ihre Zahlungsbilanz aus- 
zugleichen; 

— der Notwendigkeit, das Wachstum ihrer Aus- 
fuhrerlöse zu gewährleisten. 

Artikel 5 

1. Unbeschadet der Bestimmungen in Absatz 2 die- 
ses Artikels wenden die zuständigen Behörden 
der Länder und Gebiete bei der Einfuhr von 
Erzeugnissen mit Ursprung in der Gemeinschaft 
und in den übrigen Ländern und Gebieten keine 
mengenmäßigen Beschränkungen oder Maßnah- 
men gleicher Wirkung an. 

2. Die zuständigen Behörden der Länder und Ge- 
biete können aufgrund von Entwicklungserfor- 
dernissen gemäß Artikel 4 Absatz 3 oder im Falle 
von Zahlungsbilanzschwierigkeiten mengenmä- 
ßige Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher 
Wirkung beibehalten oder einführen. 

Artikel 6 

Die Artikel 3 und 5 stehen Einfuhr-, Ausfuhr- und 
Durchfuhrverboten oder -beschränkungen nicht ent- 
gegen, die aus Gründen der öffentlichen Sittlichkeit, 
Ordnung und Sicherheit, zum Schutz der Gesundheit 
und des Lebens von Menschen, Tieren und Pflanzen, 
des nationalen Kulturgutes von künstlerischem, ge- 
schichtlichem oder archäologischem Wert oder des 
gewerblichen und kommerziellen Eigentums gerecht- 
fertigt sind. 

Diese Verbote oder Beschränkungen dürfen jedoch 
weder ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung 
noch eine verschleierte Beschränkung des Handels 
darstellen. 

Artikel 7 

1. Die von den Ländern und Gebieten angewandte 
Handelsregelung darf zu keiner unterschiedlichen 
Behandlung der Mitgliedstaaten, der Länder und 
Gebiete führen. 

2. Zur Förderung der regionalen Zusamemnarbeit 
darf ein Land oder Gebiet entgegen den Bestim- 
mungen in Absatz 1 auf bestimmte andere Län- 
der und Gebiete eine günstigere Regelung an- 
wenden als auf die Gemeinschaft. 

3. Falls , Länder oder Gebiete Artikel 4 oder 5 an- 
wenden und Zölle und Abgaben gleicher Wir- 
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kung sowie mengenmäßige Beschränkungen und 
Maßnahmen gleicher Wirkung ganz oder teil- 
weise beibehalten oder einführen, so können die 
anderen Länder und Gebiete ganz oder teilweise 
davon Abstand nehmen, die Regelung, die sie 
gegenüber der Gemeinschaft anwenden, auch auf 
diese Länder und Gebiete anzuwenden. 


Artikel 8 

1. Die Französische Republik, das Königreich der 
Niederlande und das Vereinigte Königreich tei- 
len der Kommission binnen drei Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung die Zolltarife 
der Länder und Gebiete mit, mit denen sie be- 
sondere Beziehungen unterhalten. 

In dieser Mitteilung sind die Zölle und Abgaben 
gleicher Wirkung aufzuführen, die weiterhin auf 
Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft und der 
anderen Länder und Gebiete erhoben werden. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten teilen der Kom- 
mission auch spätere Änderungen der Zolltarife 
der Länder und Gebiete jeweils bei Vornahme 
dieser Änderung mit. 

2. Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten die 
Zolltarife der Länder und Gebiete sowie spätere 
Änderungen dieser Tarife mit und übermittelt 
dem Rat hierzu gegebenenfalls ihre Bemerkun- 
gen. 

3. Auf Antrag eines Mitgliedstaates oder der Kom- 
mission finden im Rat über diese Tarife oder 
über ihre Änderungen Konsultationen statt. 

Artikel 9 

1. Die Französische Republik, das Königreich der 
Niederlande und das Vereinigte Königreich tei- 
len der Kommisison binnen drei Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung die Listen der 
mengenmäßigen Beschränkungen und der Maß- 
nahmen gleicher Wirkung mit, die von den Län- 
dern und Gebieten beibehalten werden, mit 
denen sie besondere Beziehungen unterhalten. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten teilen der Kom- 
mission auch spätere Änderungen dieser Maß- 
nahmen mit. 

2. Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten die in 
Absatz 1 genannten Listen sowie spätere Ände- 
rungen dieser Listen mit und übermittelt dem 
Rat hierzu gegebenenfalls ihre Bemerkungen. 

3. Auf Antrag eines Mitgliedstaats oder der Kom- 
mission finden im Rat Konsultationen über die 
von den Ländern und Gebieten angewandten 
mengenmäßigen Beschränkungen und Maßnah- 
men gleicher Wirkung statt. 


Artikel 10 

1. Die Bestimmung des Begriffs „Ursprungszeug- 
nisse“ zur Durchführung der Vorschriften dieses 
Kapitels sowie die entsprechenden Verfahren 
für die verwaltungsmäßige Zusammenarbeit sind 
im Anhang 2 dieser Verordnung festgelegt. 

2. Der Rat erläßt einstimmig auf der Grundlage 
einer Empfehlung der Kommisison Änderungen 
des in Absatz 1 genannten Anhangs. 

3. Soweit der Begriff „Ursprungserzeugnisse“ für 
ein bestimmtes Erzeugnis noch nicht in Durch- 
führung von Absatz 1 oder 2 festgelegt ist, wen- 
den die Gemeinschaft sowie die zuständigen Be- 
hörden der Länder und Gebiete weiterhin ihre 
eigene Regelung an. 


Artikel 11 

1. Hinsichtlich der Handelspolitik unterrichten die 
Französische Republik, das Königreich der Nie- 
derlande und das Vereinigte Königreich - je- 
weils für ihren Bereich - die Kommission von 
den Maßnahmen auf dem Gebiet des Warenver- 
kehrs zwischen den Ländern und Gebieten und 
den dritten Ländern. Die Kommission unterrichtet 
die übrigen Mitgliedstaaten. 

2. Auf Antrag eines Mitgliedstaats oder der Kom- 
mission finden im Rat Konsultationen statt, wenn 
diese Maßnahmen die Interessen eines oder meh- 
rerer Mitgliedstaaten oder der Gemeinschaft be- 
einträchtigen können. 


Artikel 12 

1. Treten infolge der Durchführung der Bestimmun- 
gen dieses Kapitels in einem Wirtschaftsbereich 
der Gemeinschaft oder eines oder mehrerer Mit- 
gliedstaaten ernste Störungen auf oder wird die 
äußere finanzielle Stabilität dieser Staaten beein- 
trächtigt, oder tauchen Schwierigkeiten auf, wel- 
che die wirtschaftliche Lage eines Gebiets der 
Gemeinschaft verschlechtern können, so kann die 
Kommission nach dem Verfahren im Anhang 3 
die erforderlichen Schutzmaßnahmen treffen oder 
den betreffenden Mitgliedstaat zu derartigen 
Maßnahmen ermächtigen. 

2. Treten bei Anwendung dieses Kapitels in einem 
Wirtschaftsbereich eines Landes oder Gebietes 
ernste Störungen auf oder könnten hierdurch 
auftreten oder wird die äußere finanzielle Stabi- 
lität dieses Landes oder Gebietes hierdurch be- 
einträchtigt, so können die zuständigen Behörden 
dieses Landes oder Gebietes die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen treffen. 


2) Dieser Anhang befindet sich zur Zeit in Ausarbeitung 
und wird gesondert übermittelt. 
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Diese Maßnahmen sowie die Einzelheiten ihrer 
Durchführung werden der Kommission von der 
Französischen Republik, dem Königreich der Nie- 
derlande und dem Vereinigten Königreich - je- 
weils für ihren Bereich - unverzüglich bekannt- 
gegeben. 

Die Kommission unterrichtet die übrigen Mit- 
gliedstaaten. Auf Antrag eines Mitgliedstaates 
oder der Kommission finden im Rat Konsultatio- 
nen über diese Maßnahmen statt. 

3. Bei der Durchführung der Absätze 1 und 2 sind 
vorzugsweise Maßnahmen zu wählen, die das 
Funktionieren der Assoziation und der Gemein- 
schaft so wenig wie möglich stören. Diese Maß- 
nahmen dürfen nicht über das zur Behebung der 
aufgetretenen Schwierigkeiten unbedingt erfor- 
derliche Maß hinausgehen. 


KAPITEL 2 

Absatzförderung 

Artikel 13 

Die Gemeinschaft trifft Maßnahmen zur Absatzför- 
derung, die den Ländern und Gebieten helfen sollen, 
sich unter optimalen Bedingungen am Markt der 
Gemeinschaft und an den regionalen und internatio- 
nalen Märkten zu beteiligen. 


Artikel 14 

Die in Artikel 13 vorgesehenen Maßnahmen zur 

Absatzförderung betreffen insbesondere: 

a) die Verbesserung der Strukturen und Arbeits- 
methoden der Einrichtungen, Dienststellen oder 
Unternehmen, die zur Entwicklung des Außen- 
handels der Länder und Gebiete beitragen, bzw. 
die Schaffung solcher Einrichtungen, Dienststellen 
oder Unternehmen; 

b) die Ausbildung und berufliche Fortbildung von 
Fachkräften für den Außenhandel und für die 
Ab s atzf ör derung ; 

c) die Beteiligung der Länder und Gebiete an inter- 
nationalen Messen, Ausstellungen und Fachaus- 
stellungen und die Organisation von Handels- 
veranstaltungen ; 

d) die Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen 
Wirtschaftsbeteiligten der Mitgliedstaaten und 
der Länder und Gebiete und die Schaffung von 
geeigneten Verbindungsstrukturen zur Förde- 
rung dieser Zusammenarbeit; 

e) die Durchführung und Auswertung von Markt- 
und Marketingstudien und -erheb ungen; 


f) die Erarbeitung und Verbreitung von Handels- 
informationen in verschiedener Form in der Ge- 
meinschaft und in den Ländern und Gebieten zur 
Förderung des Warenaustausches. 


Artikel 15 

Die Anträge auf Finanzierung von Maßnahmen zur 
Absatzförderung sind nach Maßgabe des' Titels III 
an die Gemeinschaft zu richten. 


Artikel 16 

Die Gemeinschaft beteiligt sich nach Maßgabe des 
Artikels III und des Anhangs 5 an der Finanzierung 
geeigneter Maßnahmen zur Förderung der Ausfuh- 
ren der Länder und Gebiete. 


TITEL II 

Erlöse aus der Ausfuhr von Grundstoffen 

KAPITEL 1 

Stabilisierung der Ausfuhrerlöse 

Artikel 17 

Um die schädlichen Auswirkungen der mangelnden 
Stabilität der Ausfuhrerlöse zu beheben und den 
Ländern und Gebieten damit die Möglichkeit zu 
geben, die Stabilität, die Rentabilität und das stän- 
dige Wachstum ihrer Wirtschaft sicherzustellen, 
führt die Gemeinschaft ein System ein, mit dem die 
Stabilisierung der Erlöse aus der Ausfuhr bestimm- 
ter von den Ländern und Gebieten nach der Gemein- 
schaft ausgeführter Erzeugnisse, von denen ihre 
Wirtschaft abhängig ist und die Preis- und / oder 
Mengenschwankungen unterliegen, gewährleistet 
werden soll. 

Artikel 18 

1. Die Ausfuhrerlöse, auf die das Stabilisierungs- 
system Anwendung findet, sind die Erlöse aus 
den Ausfuhren der Länder und Gebiete nach der 
Gemeinschaft von Erzeugnissen der folgenden 
Liste: 

a) Erdnußerzeugnisse: 

aa) Erdnüsse, auch geschält, 

ab) Erdnußöl, 

ac) Erdnuß-Ölkuchen; 

b) Kakaoerzeugnisse: 

ba) Kakaobohnen, 

bb) Kakaomasse, 

bc) Kakaobutter; 
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c) Kaffeerzeugnisse: 

ca) Rohkaffee oder gebrannter Kaffee, 

cb) Kaffeeauszüge oder -essenzen; 

d) Baumwollerzeugnisse: 

da) Baumwolle, weder gekrempelt noch ge-, 
kämmt, 

db) Baumwoll-Linters; 

e) Kokosnußerzeugnisse: 

ea) Kokosnüsse, 

eb) Kopra, 

ec) Kokosnußöl, 

ed) Kokosnuß Ölkuchen; 

f) Palm- und Palmkernerzeugnisse: 

fa) Palmöl, 

fb) Palmkernöl, 

fc) Palmkern-Ölkuchen, 

fd) Palmkerne; 

g) Leder, Häute und Felle: 

ga) rohe Haute und Felle, 

gb) Rind- und Kalbleder, 

gc) Schaf- und Lammleder, 

gd) Ziegen- und Zickelleder; 

h) Erzeugnisse aus Holz: 

ha) Rohholz 

hb) Holz, vierseitig oder zweiseitig grob zu- 
gerichtet, aber nicht weiterbearbeitet, 

hc) Holz, in der Längsrichtung gesägt; 

i) Bananen, frisch; 

k) Tee; 

l) Rohsisal; 

m) Eisenerz: 

Eisenerz und Schwefelkiesbrände. 

Für die Durchführung des Systems werden Sta- 
tistiken herangezogen, die sich aus dem Ver- 
gleich der Statistiken der Gemeinschaft und der 
Länder und Gebiete unter Berücksichtigung der 
fob- Werte ergeben. 

Die Durchführung des Systems betrifft die in Ab- 
satz 1 aufgeführten Erzeugnisse, 

a) die in der Gemeinschaft zum Verbrauch ge- 
bracht werden oder 

b) die in der Gemeinschaft im Hinblick auf ihre 
Verarbeitung dem aktiven Veredelungsver- 
kehr unterworfen sind. 

2. Das System findet auf die Erlöse aus der Ausfuhr 
der in Absatz 1 aufgeführten Erzeugnisse eines 
Landes oder Gebietes Anwendung, wenn im Jahr 
vor dem Anwendung sjahr die Erlöse aus der 
Ausfuhr des oder der Erzeugnisse nach allen 
Bestimmungen mindestens 7,5 v. H, der Gesamt- 
erlöse der Warenausfuhr dieses Landes oder 
Gebietes ausgemacht haben. 


3. Wenn jedoch frühestens 12 Monate nach Inkraft- 
treten dieser Verordnung ein oder mehrere Er- 
zeugnisse, die nicht in der Liste in Absatz 1 auf- 
geführt sind, von denen die Wirtschaft eines oder 
mehrere Länder und Gebiete aber in erheblichem 
Maße abhängig ist, starken Schwankungen unter- 
liegen, dann kann der Rat beschließen, ob dieses 
oder diese Erzeugnisse unbeschadet des Arti- 
kels 19 Absatz 1 in diese Liste aufzunehmen ist 
bzw. sind, 

Artikel 19 

1. Für die in Artikel 17 genannten Zwecke und für 
die Geltungsdauer dieser Verordnung stellt die 
Gemeinschaft für die Stabilisierung der Export- 
erlöse der Länder und Gebiete einen Gesamt- 
betrag von 25 Mio RE bereit, mit dem die Kosten 
aller ihrer Maßnahmen im Rahmen des genann- 
ten Systems gedeckt werden sollen. 

2. Der Gesamtbetrag wird in fünf gleiche Jahres- 
tranchen unterteilt. Nach Bedarf kann der Rat 
jedes Jahr, außer im letzten Jahr, einen Vorgriff 
auf die Tranche des folgenden Jahres von höch- 
stens 20 V. H, genehmigen. 

3. Während der ersten vier Jahre der Anwendung 
dieser Verordnung wird der jeweils am Jahres- 
ende vorhandene Restbetrag automatisch auf das 
folgende Jahr übertragen. 

4. Der Rat kann aufgrund des ihm von der Kom- 
mission vorgelegten Berichts den Betrag der auf- 
grund des Stabilisierungssystems durchzuführen- 
den Transfers kürzen. 

5. Vor Ablauf dieser Verordnung beschließt der Rat 
über die Verwendung etwaiger Restbeträge des 
in Absatz 1 genannten Gesamtbetrags sowie über 
die Bedingungen der Verwendung der Beträge, 
die von den Ländern und Gebieten nach Ablauf 
der Geltungsdauer dieser Verordnung aufgrund 
von Artikel 22 noch zu zahlen sind. 


Artikel 20 

1, Für die Durchführung des Stabilisierungssystems 
wird für jedes Land und Gebiet und für jedes 
Erzeugnis ein Bezugsniveau errechnet. 

Dieses Bezugsniveau entspricht dem gleitenden 
Durchschnitt der Ausfuhrerlöse während der vier 
Jahre, die dem jeweiligen Anwendungsjahr vor- 
ausgehen. 

2. Die zuständige Behörde eines Landes oder Ge- 
bietes hat das Recht, einen finanziellen Transfer 
zu beantragen, wenn aufgrund der Ergebnisse 
eines Kalenderjahres die tatsächlichen Erlöse 
- im Sinne von Artikel 18 - aus der Ausfuhr der 
einzelnen, getrennt betrachteten Erzeugnisse nach 
der Gemeinschaft um mindestens 7,5 v. H. unter 
dem Bezugsniveau liegen. 
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3. Die zuständige Behörde eines Landes oder Ge- 
bietes richtet den Antrag an die Kommission, die 
diesen im Rahmen der verfügbaren Mittel prüft. 

Die Differenz zwischen dem Bezugsniveau und 
den tatsächlichen Erlösen bildet die Transfer- 
grundlage. 

4. Läßt jedoch die Prüfung der Entwicklung der 
Gesamtausfuhr des Landes oder Gebietes wesent- 
liche Änderungen erkennen, so finden zwischen 
der Kommission und der zuständigen Behörde 
Konsultationen statt, bei denen ermittelt werden 
soll, ob und inwieweit diese Änderungen sich auf 
den Betrag des Transfers auswirken können, 

5. Im Benehmen mit der zuständigen Behörde des 
betreffenden Landes oder Gebietes arbeitet die 
Kommission den Entwurf eines Transferbeschlus- 
ses aus. 

Artikel 21 

über die Verwendung der Mittel beschließt die zu- 
ständige Behörde des begünstigten Landes oder Ge- 
bietes. Sie unterrichtet die Kommission jährlich über 
die Verwendung der Transfermittel. 

Artikel 22 

1. Die Transfers sind zinslos. 

2. Die zuständigen Behörden der Länder und Ge- 
biete, die Transfers erhalten haben, tragen in 
den fünf Jahren nach jedem Transfer zur Auf- 
füllung der von der Gemeinschaft für das System 
bereitgestellten Mittel bei, sobald die Kommis- 
sion feststellt, daß die Entwicklung der Ausfuhr- 
erlöse dieser Länder und Gebiete dies gestattet. 

3. Für jedes Land und Gebiet ermittelt die Kom- 
mission daher für jedes Jahr und für jedes Er- 
zeugnis nach Maßgabe von Artikel 18 Absatz 1, 
ob 

— der Einheitswert der Ausfuhren höher ist als 
der Bezugseinheitswert, 

— die tatsächlich nach der Gemeinschaft ausge- 
führte Menge mindestens der Bezugsmenge 
entspricht. 

Sind diese beiden Voraussetzungen gleichzeitig 
erfüllt, dann erstattet die zuständige Behörde 
des begünstigten Landes oder Gebietes an das 
System bis zur Höhe der zu seinen Gunsten 
getätigten Transfers einen Betrag, der der Be- 
zugsmenge entspricht, die mit der Differenz zwi- 
schen dem Bezugseinheitswert und dem tatsäch- 
lichen Einheitswert multipliziert wurde. 

Artikel 23 

über jeden Transfer wird zwischen der Kommission 
und der zuständigen Behörde des betreffenden Lan- 
des oder Gebietes ein „Transferabkommen" ge- 
schlossen. 


Artikel 24 

1. Um ein wirksames und rasches Funktionieren des 
Stabilisierungssystems zu gewährleisten, wird 
zwischen der Gemeinschaft und den zuständigen 
Behörden der Länder und Gebiete eine Zusam- 
menarbeit im Bereich der Statistik und des Zoll- 
wesens eingeführt. Die Einzelheiten dieser Zu- 
sammenarbeit werden vom Rat festgelegt. 

2. Die zuständigen Behörden der Länder und Ge- 
biete und die Kommission beschließen alle prak- 
tischen Maßnahmen, mit denen der Austausch 
der erforderlichen Informationen und die Vor- 
lage der Anträge auf Transfers, insbesondere 
durch Ausarbeitung eines Formblatts für den 
Transferantrag, erleichtert wird. 

KAPITEL 2 

Sonderbestimmungen betreffend Zucker 

Artikel 25 

1. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft kauft 
zu garantierten Preisen bestimmte Mengen rohen 
oder weißen Rohrzuckers mit Ursprung in den 
Ländern und Gebieten und führt diese von den 
genannten Ländern und Gebieten gelieferten 
Mengen ein. 

2. In Anhang 4 dieser Verordnung sind die Durch- 
führungsbestimmungen zu diesem Artikel fest- 
gelegt. 

TITEL III 

Finanzielle und technische Zusammenarbeit 

A r t i k e 1 26 

1. Ziel der finanziellen und technischen Zusammen- 
arbeit ist die Beseitigung struktureller Ungleich- 
gewichte in den einzelnen Wirtschaftsbereichen 
der Länder und Gebiete. Sie erstreckt sich auf die 
Durchführung von Vorhaben und Aktionspro- 
grammen, die wesentlich zur wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung dieser Länder und Gebiete 
beitragen. 

2. Diese Entwicklung besteht insbesondere in der 
Erhöhung des Wohlstandes der Bevölkerung, 
in der Verbesserung der Wirtschaftslage der 
Länder und Gebiete, der Körperschaften und 
Unternehmen sowie in der Schaffung von Struk- 
turen und Faktoren, dank welcher sie mit ihren 
eigenen Mitteln diese Entwicklung fortsetzen 
und ausweiten können. 

3. Die Zusammenarbeit soll die Bemühungen der 
zuständigen Behörden der Länder und Gebiete 
ergänzen und den jeweiligen Gegebenheiten die- 
ser Länder und Gebiete angepaßt sein. 
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Artikel 27 

1. Die Kommission legt dem Rat jedes Jahr einen 
Bericht über die Verwaltung der finanziellen und 
technischen Hilfe der Gemeinschaft vor. Die Teile 
des Berichts, die die Europäische Investitions- 
bank - nachstehend die „Bank" genannt - betref- 
fen, werden in Zusammenarbeit mit ihr ausge- 
arbeitet. Der Bericht weist namentlich den Stand 
der Zusagen, Durchführung und Verwendung der 
Hilfe nach Finanzierungsart und nach Empfänger- 
land oder -gebiet aus. 

2. Auf der Grundlage der von der Kommission vor- 
gelegten Informationen legt der Rat die Politik 
und die Leitlinien der finanziellen und tech- 
nischen Zusammenarbeit fest und faßt Entschlie- 
ßungen über die Maßnahmen, die von der Ge- 
meinschaft und von den Ländern und Gebieten 
zu ergreifen sind, damit die Ziele der Zusammen- 
arbeit erreicht werden. 


A r t i k e 1 28 3) 

Während der Geltungsdauer dieser Verordnung be- 
läuft sich der Gesamtbetrag der Hilfe der Gemein- 
schaft auf 160 Millionen Rechnungseinheiten. 

Dieser Betrag umfaßt: 

1. 150 Millionen Rechnungseinheiten aus dem Euro- 
päischen Entwicklungsfonds - nachstehend der 
„Fonds" genannt-, davon 

a) für. die in Artikel 26 genannten Zwecke 125 
Millionen Rechnungseinheiten, und zwar 

— 75 Millionen Rechnungseinheiten in Form 
von Zuschüssen, 

— 45 Millionen Rechnungseinheiten in Form 
von Sonderdarlehen, 

— 5 Millionen Rechnungseinheiten in Form 
von haftendem Kapital; 

b) für die in Titel II genannten Zwecke bis zu 
25 Millionen Rechnungseinheiten - ebenfalls 
aus dem Fonds - in Form von Transfers zur 
Stabilisierung der Ausfuhrerlöse; 

2. für die in Artikel 26 dieses Titels genannten 
Zwecke bis zu 10 Millionen Rechnungseinheiten 
in Form von Darlehen der Bank, die sie aus ihren 
eigenen Mitteln nach Maßgabe ihrer Satzung in 
der Regel mit einer Zinsvergütung von 3 v. H. 
unter den in Artikel 3 des Anhangs 5 vorgesehe- 
nen Bedingungen gewährt. 

Der Gesamtbetrag der Vergütungen geht zu 
Lasten des Betrags der unter 1 a) aufgeführten 
Zuschüsse; 

3. vor Inkrafttreten dieser Verordnung beschließt 
der Rat einstimmig die Aufschlüsselung der in 
Absatz 1 a auf geführten Beträge nach Zonen; 


4. bei Ablauf der Geltungsdauer dieser Verordnung 
werden die in Absatz 1 a dritter Gedankenstrich 
in Form von haftendem Kapital vorgesehenen 
Mittel, die nicht gebunden wurden, den Mitteln 
zugewiesen, die unter dem gleichen Absatz zwei- 
ter Gedankenstrich in Form von Sonderdarlehen 
vorgesehen sind. 

Artikel 29 

1. Die Finanzierungsart oder -arten, die für das 
jeweilige Vorhaben oder Aktionsprogramm in 
Betracht kommen, werden von der Gemeinschaft 
und der oder den zuständigen Behörden der Län- 
der und Gebiete gemeinsam festgelegt; dabei 
wird die optimale Verwendung der verfügbaren 
Mittel und der Entwicklungsstand sowie die wirt- 
schaftliche und finanzielle Lage des oder der be- 
treffenden Länder und Gebiete berücksichtigt 
Außerdem wird den Faktoren Rechnung getra- 
gen, die im Falle rückzahlbarer Hilfen deren Be- 
dienung gewährleisten. 

Jeweilige Art oder Arten der Finanzierung der 
Vorhaben und Aktionsprogramme werden erst 
endgültig festgelegt, wenn die Prüfung dieser 
Vorhaben und Programme angemessen weit ge- 
diehen ist. 

2. Außerdem werden die Art des Vorhabens oder 
Aktionsprogramms, seine erwartete wirtschaft- 
liche und finanzielle Rentabilität sowie die Aus- 
wirkung im sozialen und wirtschaftlichen Bereich 
berücksichtigt. 

Insbesondere produktive Investitionsvorhaben in 
den Bereichen Industrie, Fremdenverkehr und 
Bergbau werden vorrangig mit Darlehen der 
Bank und mit haftendem Kapital finanziert. 

Erläuternde Erklärung des Rats über die in Arti- 
kel 28 der Verordnung genannte Rechnungsein- 
heit 

Der Betrag der Hilfe der Gemeinschaft entspricht 
dem in einer noch zu definierenden europäischen 
Rechnungseinheit ausgedrückten Gegenwert von 
160 Millionen Sonderziehungsrechten zum Wert 
vom 28. Juni 1974. Die vorstehende Bestimmung 
greift nicht dem vom Rat zu fassenden Beschluß 
über die Frage vor, ob die Zusammensetzung 
der im Rahmen dieser Verordnung anwendbaren 
europäischen Rechnungseinheit unter Zugrunde- 
legung der Sonderziehungsrechte oder eines 
Währungskorbs der Mitgliedstaaten festgelegt 
werden soll. 

Der Beschluß des Rates muß so bald wie möglich, 
spätestens jedoch vor Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung, ergehen. 


3) Siehe S. . . erläuternde Erklärung des Rats über die 
Rechnungseinheit 
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Artikel 30 

1. Zur Finanzierung eines Vorhabens oder Aktions- 
programms können gegebenenfalls mehrere Fi- 
nanzierungsarten kombiniert werden. 

2. Im Einvernehmen mit den zuständigen Behörden 
der betreffenden Länder oder Gebiete kann die 
finanzielle Hilfe der Gemeinschaft in Form einer 
Mitfinanzierung geleistet werden, an der sich 
insbesondere Kredit- und Entwicklungsstellen 
und -Institute, Unternehmen, Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft, Länder und Gebiete, Drittländer 
oder internationale Finanzorgane beteiligen. 


Artikel 31 

1. Zuschüsse oder Sonderdarlehen können an oder 
über das betreffende Land oder Gebiet gewährt 
werden. 

2. Werden diese Finanzierungen über das betref- 
fende Land oder Gebiet gewährt, dann sind die 
Bedingungen und das Verfahren der Weiter- 
leitung der Finanzmittel durch den zwischen- 
geschalteten Empfänger an den Endbegünstigten 
im gegenseitigen Einvernehmen zwischen der 
Gemeinschaft und der zuständigen Behörde des 
betreffenden Landes oder Gebietes in einem Zwi- 
schenfinanzierungsabkommen festzulegen. 

3. Beträge, die der Zwischenbegünstigte aus einem 
Zuschuß oder einem Darlehen einnimmt, dessen 
Zinssatz oder Rückzahlungsfrist günstiger ist als 
die des Enddarlehns, hat dieser nach Maßgabe 
des Zwischenfinanzierungsabkommens zu ver- 
wenden. 

Artikel 32 

1. Die Finanzierung der Vorhaben und Aktions- 
programme umfaßt die für die Durchführung er- 
forderlichen Mittel, insbesondere 

- — Investitionen in den Bereichen der Entwick- 
lung des ländlichen Raums, der Industrialisie- 
rung, der Energiewirtschaft, des Bergbaus, des 
Fremdenverkehrs und der wirtschaftlichen 
und sozialen Infrastruktur; 

— Maßnahmen zur Strukturverbesserung der 
Agrarpr o dukti on ; 

— Maßnahmen technischer Zusammenarbeit, ins- 
besondere in den Bereichen Ausbildung und 
technologische Anpassung bzw. Neuerung; 

— Informations- und Förderungsmaßnahmen im 
industriellen Bereich; 

— Vermarktungs- und Absatzförderungsmaßnah- 
men; 

— spezifische Maßnahmen zugunsten der ört- 
lichen Klein- und Mittelbetriebe; 


— Kleins tprojekte zur Entwicklung an der Basis, 
insbesondere im ländlichen Raum. 

2. Die finanzielle und technische Zusammenarbeit 
erstreckt sich nicht auf die laufenden Verwal- 
tungs-, Unterhaltungs- und Betriebskosten. 

3. Mit der Finanzhilfe können sowohl Ausgaben 
für Einfuhren als auch örtliche Ausgaben bestrit- 
ten werden, die für die Durchführung der Vor- 
haben und Aktionsprogramme notwendig sind. 


Artikel 33 

Bei der Durchführung der finanziellen und tech- 
nischen Zusammenarbeit leistet die Gemeinschaft 
Hilfe zur Erreichung der Ziele, die sich die Länder 
und Gebiete im Bereich der regionalen Zusammen- 
arbeit setzen. 


Artikel 34 

Bei der Durchführung der finanziellen und tech- 
nischen Zusammenarbeit wird den Bedürfnissen der 
am wenigsten entwickelten Länder und Gebiete 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt, damit die 
spezifischen Hemmnisse abgebaut werden, die ihre 
Entwicklung hemmen und sie daran hindern, vollen 
Nutzen aus den Möglichkeiten der finanziellen und 
technischen Zusammenarbeit zu ziehen. 


Artikel 35 

1. Im Rahmen der finanziellen und technischen Zu- 
sammenarbeit können begünstigt werden 

a) die Länder und Gebiete, 

b) die regionalen oder zwischenstaatlichen Stel- 
len, an denen sich die Länder und Gebiete be- 
teiligen und die von ihren zuständigen Behör- 
den ermächtigt sind. 

2. Im Einvernehmen mit der zuständigen Behörde 
der betreffenden Länder und Gebiete können 
für von diesen Ländern und Gebieten geneh- 
migte Vorhaben oder Aktionsprogramme auch 
begünstigt werden 

a) öffentliche oder mit öffentlicher Beteiligung 
geschaffene Entwicklungskörperschaften und 
-einrichtungen der Länder und Gebiete, ins- 
besondere die Entwicklungsbanken dieser 
Länder und Gebiete; 

b) private Einrichtungen, die in den betreffen- 
den Ländern und Gebieten zur Entwicklung 
der wirtschaftlichen und sozialen Lage der 
Bevölkerung dieser Länder und Gebiete bei- 
tragen; 
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c) Unternehmen, die ihre Tätigkeit nach Metho- 
den der gewerblichen und kaufmännischen 
Geschäftsführung ausüben und den Kriterien 
in Artikel 47 entsprechen; 

d) die Verbände von Erzeugern der Länder und 
Gebiete oder ähnliche Einrichtungen sowie, 
in Ermangelung derartiger Verbände oder 
Einrichtungen, die Erzeuger selbst; 

e) die Stipendiaten und Praktikanten im Rah- 
men der Ausbildungsmaßnahmen. 


Artikel 36 

Bei der Durchführung der von der Gemeinschaft 
finanzierten Maßnahmen arbeiten die Gemeinschaft 
und die zuständigen Behörden der Länder und Ge- 
biete eng zusammen. 


A r t i k e 1 37 

1. Die Hilfe der Gemeinschaft wird in Ergänzung 
zu den eigenen Bemühungen der Länder und Ge- 
biete gewährt; sie ist Teil der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklungspläne und -Programme 
dieser Länder und Gebiete, so daß sich die Vor- 
haben, die mit finanzieller Unterstützung der 
Gemeinschaft durchgeführt werden, in die von 
diesen Ländern und Gebieten festgesetzten Ziele 
und Prioritäten einfügen. 

2. Die zuständigen Behörden der Länder und Ge- 
biete unterrichten die Kommission nach Mög- 
lichkeit bei Inkrafttreten dieser Verordnung von 
ihren Entwicklungsplänen und -Programmen so- 
wie von den Maßnahmen, für die sie eine fi- 
nanzielle Unterstützung beantragen wollen. 

Sie teilen ihr alle späteren Änderungen ihrer 
Entwicklungspläne und -programme mit. 


A r t i k e 1 38 

1. Für die Ausarbeitung der Vorhaben und Aktions- 
programme sind die betreffenden Länder und Ge- 
biete oder die anderen von ihnen zugelassenen 
Begünstigten zuständig. Auf Ersuchen der zu- 
ständigen Behörden dieser Länder und Gebiete 
kann die Gemeinschaft bei der Erstellung der 
Unterlagen für Vorhaben oder Aktionsprogram- 
me technische Hilfe leisten. 

2. Für jedes Vorhaben oder Programm, für das 
eine Finanzierung beantragt wird, werden der 
Gemeinschaft Unterlagen vorgelegt, und zwar 
entweder von den zuständigen Behörden des 
Landes oder Gebiets im Einvernehmen mit den 
örtlichen Behörden bzw. der Vertretung der Be- 
völkerung des betreffenden Landes und Gebie- 
tes oder, mit Zustimmung dieser Behörden, von 
dem betreffenden Unternehmen. 


Die Gemeinschaft kann jedoch erforderlichenfalls 
Vorhaben oder Programme für die technische 
Zusammenarbeit zugunsten eines Landes oder 
Gebietes erstellen. Sie holt vorher die Zustim- 
mung der zuständigen Behörden dieses Landes 
oder Gebiets zu den Grundgedanken dieser Vor- 
haben oder Programme ein. 


Artikel 39 

1. Die Gemeinschaft prüft die ihr vorgelegten Fi- 
nanzierungsanträge. Sie hält die nötigen Kon- 
takte mit den zuständigen Behörden der Länder 
und Gebiete aufrecht, um über die ihr unterbrei- 
teten Vorhaben oder Programme in voller Kennt- 
nis der Sachlage zu beschließen und zu einer 
harmonischen und ausgewogenen Entwicklung 
der einzelnen Länder und Gebiete beizutragen. 

Dem betreffenden Land oder Gebiet oder der 
betreffenden Gruppe von Ländern und Gebieten 
wird mitgeteilt, zu welchem Ergebnis die Prüfung 
der eingereichten Anträge geführt hat. 

2. Mit der Prüfung der Vorhaben und Aktions- 
programme soll 

a) gewährleistet werden, daß die Vorhaben oder 
Aktionsprogramme sich aus den Plänen oder 
Programmen für wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung der Länder und Gebiete ergeben; 

b) möglichst im Rahmen einer Wirtschaftsbewer- 
tung der Nutzeffekt jedes Vorhabens oder 
Aktionsprogramms beurteilt werden, wobei 
die aus seiner Durchführung erwarteten Aus- 
wirkungen den hierfür einzusetzenden Mit- 
teln gegenübergestellt werden. Die erwarte- 
ten Auswirkungen stellen bei jedem Vor- 
haben die Verwirklichung spezifischer Ent- 
wicklungsziele des oder der betreffenden Län- 
der und Gebiete dar. 

Soweit dies möglich ist, wird auf dieser 
Grundlage bei der Prüfung ermittelt werden 
können, ob die gewählten Maßnahmen unter 
Berücksichtigung der in den einzelnen Län- 
dern und Gebieten vorliegenden Sachzwänge 
die zweckmäßigste und wirtschaftlichste Lö- 
sung darstellen; 

c) festgestellt werden, ob die Voraussetzungen 
für eine ordnungsgemäße Durchführung und 
Lebensfähigkeit der Vorhaben oder Aktions- 
programme vorliegen, d. h. 

— - einmal soll geprüft werden, ob die Kon- 
zeption der Vorhaben den angestrebten 
Zielen entspricht und die einzusetzenden 
Mittel den Gegebenheiten und Ressourcen 
des betreffenden Landes oder Gebiets oder 
der betreffenden Region angemessen sind; 
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— dann soll Gewißheit darüber erlangt wer- 
den, daß das Personal und die übrigen - 
insbesondere finanziellen - Mittel, die für 
Betrieb und Unterhaltung der geschaffenen 
Anlagen sowie zur Deckung etwaiger Fi- 
nanzlasten aus dem Vorhaben notwendig 
sind, tatsächlich zur Verfügung stehen. 
Hier soll insbesondere die Möglichkeit ge- 
prüft werden, die Projektleitung ortsan- 
sässigen Kräften zu übertragen. 


Artikel 40 

Die Länder und Gebiete oder die anderen von ihnen 
ermächtigten Begünstigten sind für die Durchfüh- 
rung der von der Gemeinschaft finanzierten Vor- 
haben verantwortlich. 

Sie sind daher für die Aushandlung und den Ab- 
schluß der Bau- und Lieferaufträge und der Ver- 
träge über technische Zusammenarbeit verantwort- 
lich. 

Artikel 41 

1. Bei Maßnahmen, die von der Gemeinschaft finan- 
ziert werden, steht die Beteiligung an Ausschrei- 
bungen, Aufträgen und Verträgen allen natür- 
lichen und juristischen Personen der Mitglied- 
staaten und der Länder und Gebiete offen. 

2. Absatz 1 steht den Maßnahmen nicht entgegen, 
mit denen die Beteiligung von Bauunternehmen, 
Industrieunternehmen oder handwerklichen Be- 
trieben des betreffenden Landes oder Gebiets 
oder eines anderen Landes oder Gebiets an der 
Ausführung von Bauaufträgen oder Lieferauf- 
trägen begünstigt werden soll. 

3. Absatz 1 bedeutet nicht, daß die von der Ge- 
meinschaft bereitgestellten Mittel ausschließlich 
für den Kauf von Gütern und die Vergütung von 
Dienstleistungen in den Mitgliedstaaten und den 
Ländern und Gebieten verwendet werden müs- 
sen. 

Die etwaige Beteiligung von einigen dritten Län- 
dern an den von der Gemeinschaft finanzierten 
Aufträgen muß jedoch eine Ausnahme bleiben 
und von Fall zu Fall von der zuständigen Stelle 
der Gemeinschaft genehmigt werden, hierbei ist 
insbesondere darauf zu achten, daß eine über- 
mäßige Verteuerung der Investitionen durch die 
Entfernungen und Transportschwierigkeiten oder 
durch die Lieferfristen vermieden wird. 

Die Beteiligung von dritten Ländern kann außer- 
dem genehmigt werden, wenn sich die Gemein- 
schaft an der Finanzierung von dritte Länder um- 
fassenden Vorhaben der regionalen Zusammen- 
arbeit oder gemeinsam mit anderen Geldgebern 
an der Finanzierung von Investitionen beteiligt. 


Artikel 42 

1. Die Auswirkungen und Ergebnisse der abge- 
schlossenen Vorhaben sowie der Zustand der 
erstellten Anlagen werden regelmäßig gemein- 
sam von den zuständigen Dienststellen der Ge- 
meinschaft und der betreffenden Länder und Ge- 
biete beurteilt, um sicherzustellen, daß die ge- 
steckten Ziele optimal erreicht werden. 

Wenn Art, Umfang oder Durchführungsschwie- 
rigkeiten dies rechtfertigen, kann sich die Beur- 
teilung auch auf in Ausführung befindliche Vor- 
haben erstrecken. 

2. Die zuständigen Organe der Gemeinschaft und 
der betreffenden Länder und Gebiete treffen je- 
weils für ihren Bereich die auf Grund der Beur- 
,teilung erforderlichen Maßnahmen, 


Artikel 43 

1. Die Verantwortung für die Verwaltung und Un- 
terhaltung der im Rahmen der finanziellen und 
technischen Zusammenarbeit geschaffenen An- 
lagen liegt bei den Ländern und Gebieten oder 
etwaigen anderen Begünstigten. 

2. Abweichend von Artikel 32 Absatz 2 kann aus- 
nahmsweise, insbesondere unter den in Artikel 7 
des Anhangs 5 festgelegten Bedingungen, vor- 
übergehend eine degressive Folgehilfe gewährt 
werden, um den vollen Nutzen von Anlagen 
sicherzustellen, die für die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung des betreffenden Landes 
oder Gebiets von ganz besonderer Bedeutung 
sind und deren Funktionieren für das Land oder 
Gebiet oder die anderen Begünstigten vorüber- 
gehend tatsächlich eine zu starke Belastung dar- 
stellt. 


Artikel 44 

1. Die Steuer- und Zollregelung, die in den Ländern 
und Gebieten für die von der Gemeinschaft finan- 
zierten Aufträge gilt, wird auf Vorschlag der 
Kommission durch einstimmigen Beschluß des 
Rates festgelegt. 

2. Bis zum Inkrafttreten des in Absatz 1 genannten 
Beschlusses ergibt sich die Steuer- und Zollrege- 
lung für die von der Gemeinschaft finanzierten 
Aufträge 

— für die Länder und Gebiete, die mit Frank- 
reich und den Niederlanden besondere Be- 
ziehungen unterhalten, aus den Bestimmun- 
gen des Ratsbeschlusses vom 18. Oktober 1971 
zur Änderung des Beschlusses vom 29. Sep- 
tember 1970 über die Assoziation der über- 
seeischen Länder und Gebiete mit der EWG, 
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— für die anderen Länder und Gebiete aus den 
günstigsten Bestimmungen, die sie auf die 
von anderen internationalen Organisationen 
finanzierten Aufträge anwenden. 


Artikel 45 

Dieser Titel und Anhang 5 dieser Verordnung gel- 
ten auch für die französischen überseeischen Depar- 
tements. 


TITEL IV 

Niederlassung, Dienstleistungen, 

Zahlungs- und Kapitalverkehr 

KAPITEL 1 

Niederlassung und Dienstleistungen 

Artikel 46 

Im Rahmen der Niederlassungs- und Dienstlei- 
stungsregelung wenden die zuständigen Behörden 
der Länder und Gebiete gegenüber den Staatsange- 
hörigen und Gesellschaften der Mitgliedstaaten 
keine diskriminierende Behandlung an. 

Ist jedoch bei einer bestimmten Tätigkeit ein Mit- 
gliedstaat nicht in der Lage, den Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der Französischen Republik, des 
Königreichs der Niederlande oder des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland je nach 
Fall sowie den Gesellschaften, die den Rechtsvor- 
schriften des betreffenden Landes oder Gebiets un- 
terliegen und dort ansässig sind, gleichartige Ver- 
günstigungen einzuräumen, so braucht die zustän- 
dige Behörde dieses Landes oder Gebiets nicht der 
Verpflichtung im vorstehenden Absatz nachzukom- 
men. 


Artikel 47 

Als Gesellschaften im Sinne dieser Verordnung gel- 
ten die Gesellschaften des bürgerlichen und des 
Handelsrechts, einschließlich der Genossenschaften 
und der sonstigen juristischen Personen des öffent- 
lichen und privaten Rechts, mit Ausnahme derjeni- 
gen, die keinen Erwerbszweck verfolgen. 

Nach Artikel 46 Absatz 1 sind Gesellschaften eines 
Mitgliedstaates die nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates gegründeten Gesellschaften, die 
ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung 
oder ihre Hauptniederlassung in einem Mitglied- 
staat haben; handelt es sich jedoch um die Grün- 
dung von Agenturen, Zweigniederlassungen oder 
Tochtergesellschaften, so muß die Tätigkeit von 


Gesellschaften, die nur ihren satzungsmäßigen Sitz 
in einem Mitgliedstaat haben, in tatsächlicher und 
dauerhafter Verbindung mit der Wirtschaft dieses 
Mitgliedstaates stehen. 

Nach Artikel 46 Absatz 2 sind Gesellschaften der 
Französischen Republik, des Königreichs der Nie- 
derlande und des Vereinigten Königreichs Groß- 
britannien und Nordirland, welche in einem Land 
oder Gebiet ansässig sind, die nach den französi- 
schen, niederländischen bzw, britischen Rechtsvor- 
schriften gegründeten Gesellschaften, die ihren sat- 
zungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre 
Hauptniederlassung in diesem Land oder Gebiet 
haben; handelt es sich jedoch um die Gründung von 
Agenturen, Zweigniederlassungen oder Tochterge- 
sellschaften, so muß die Tätigkeit von Gesellschaf- 
ten, die nur ihren satzungsmäßigen Sitz in diesem 
Land oder Gebiet haben, in tatsächlicher und dauer- 
hafter Verbindung mit der Wirtschaft dieses Landes 
oder Gebiets stehen. 

Nach Artikel 46 Absatz 2 sind Gesellschaften, die 
den Rechtsvorschriften des betreffenden Landes oder 
Gebiets unterliegen und dort ansässig sind, die nach 
den in einem bestimmten Land oder Gebiet gelten- 
den Rechtsvorschriften gegründeten Gesellschaften, 
die ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwal- 
tung oder ihre Hauptniederlassung in diesem Land 
oder Gebiet haben; handelt es sich jedoch um die 
Gründung von Agenturen, Zweigniederlassungen 
oder Tochtergesellschaften, so muß die Tätigkeit von 
Gesellschaften, die nur ihren satzungsmäßigen Sitz 
in diesem Land oder Gebiet haben, in tatsächlicher 
und dauerhafter Verbindung mit der Wirtschaft die- 
ses Landes oder Gebietes stehen. 

KAPITEL 2 

Laufende Zahlungen und Kapitalverkehr 

Artikel 48 

Die zuständigen Behörden der Länder und Gebiete 
und der Mitgliedstaaten unterlassen hinsichtlich der 
Devisenregelung für den mit den Investitionen ver- 
bundenen Kapitalverkehr und die laufenden Zahlun- 
gen Maßnahmen, die mit den Verpflichtungen un- 
vereinbar wären, die sich für sie aus der Anwendung 
dieser Verordnung für die Bereiche des Handels, 
der Dienstleistungen und der Niederlassung erge- 
ben. Trotz dieser Verpflichtungen dürfen jedoch aus 
Gründen ernster wirtschaftlicher Schwierigkeiten 
oder schwerwiegender Zahlungsbilanzprobleme die 
erforderlichen Schutzmaßnahmen getroffen werden. 


Artikel 49 

Bei Devisengeschäften in Verbindung mit den In- 
vestitionen und laufenden Zahlungen unterlassen 
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die zuständigen Behörden der Länder und Gebiete 
sowie die Mitgliedstaaten so weit wie möglich im 
Verkehr untereinander diskriminierende Maßnah- 
men oder eine günstigere Behandlung dritter Staa- 
ten; hierbei ist dem evolutiven Charakter des inter- 
nationalen Währungssystems, bestehenden spezifi- 
schen Währungsvereinbarungen und Zahlungsbi- 
lanzproblemen voll Rechnung zu tragen. 

Falls derartige Maßnahmen oder eine solche Behand- 
lung unvermeidbar wären, hätte ihre Einführung 
oder Beibehaltung im Einklang mit den internatio- 
nalen Devisenvorschriften zu stehen; auch müßte 
alles getan werden, um negative Auswirkungen für 
die betreffenden Parteien auf ein Mindestmaß zu 
beschränken. 

Gemeinsame Erklärung der MitgUedstaaten 

Titel IV Kapitel 2 Artikel 49 beeinträchtigt nicht die 
Bestimmungen von Artikel 50 dieses Kapitels. 


Artikel 50 

Während der gesamten Laufzeit der in Artikel 28 
dieser Verordnung genannten Darlehen bzw. Betei- 
ligungen an haftendem Kapital sind die zuständigen 
Behörden der einzelnen Länder und Gebiete ver- 
pflichtet, 

— den in Artikel 35 genannten Begünstigten die 
Devisen zur Verfügung zu stellen, die für Zins-, 
Provisions- und Tilgungszahlungen im Zusam- 
menhang mit den für die Durchführung der Maß- 
nahmen in ihrem Hoheitsgebiet gewährten Dar- 
lehen und Hilfen in Form von Quasikapital erfor- 
derlich sind; 

— der Bank die Devisen zur Verfügung zu stellen, 
die für den Transfer der bei ihr in örtlicher Wäh- 
rung anfallenden Nettoeinkünfte und -erlöse aus 
Beteiligungen der Gemeinschaft am Kapital der 
Unternehmen erforderlich sind. 


TITEL V 

Allgemeine und Schlußbestimmungen 

Artikel 51 

Die Verordnung tritt gleichzeitig mit dem AKP- 
EWG-Abkomemn von Lome vom 28. Februar 1975 
in Kraft. 


Artikel 52 

Diese Verordnung läuft am 1. März 1980 ab. 


Artikel 53 

Die Länder und Gebiete, für die diese Verordnung 
gilt, sind in Anhang 1 aufgeführt. 


Artikel 54 

Erlangt ein Land oder Gebiet seine Unabhängigkeit, 
dann beschließt der Rat einstimmig die erforder- 
lichen Änderungen dieser Verordnung, namentlich 
die Anpassung der Beträge in Artikel 28. 


Artikel 55 

Vor Ablauf der Geltungsdauer dieser Verordnung 
legt der Rat einstimmig die Bestimmungen über die 
Anwendung der in den Artikeln 131 bis 135 des 
Vertrags niedergelegten Grundsätze fest. 


Artikel 56 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung 
wird im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten veröffentlicht. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang 1 (zur Verordnung) 

Liste der Länder und Gebiete im Sinne der vorliegenden Verordnung des Rates 


1 . Niederlande 

— Surinam 

— Niederländische Antillen 

(Aruba, Bonaire, Curagao und Sankt Martin, 
Saba, Sankt Eustatius) 

2. Frankreich 

- — St. Pierre et Miquelon 
— Komoren 

— Afar- und Issa-Territorium 
— Neukaledonien und Nebengebiete 
— Wallis und Futuna 
— Französisch-Polynesien 

— französische australe und antarktische Gebiete 

3. Vereinigtes Königreich 

— Belize 
— Bermuda 
— Brunei 


— assoziierte Staaten des Karibischen Meeres: 
Antigua, Dominica, Santa Lucia, Sankt Vin- 
cent, Sankt Christoph, Nevis, Anguilla 

— Kaiman-Inseln 

— Falkland-Inseln und Nebengebiete 
— Gilbert- und Ellice-Inseln 

— südliche und zentrale Linie-Inseln 

— britische Salomonen 

— Turks- und Caicos-Inseln 

— britische Jungferninseln 
— Montserrat 

— Pitcairn 

— Sankt Helena und Nebengebiete 
— Seychellen 

— britisches Antarktisgebiet 

— britische Gebiete im Indischen Ozean 

4. Britisch-französisches Kondominium der Neuen 
Hebriden 


Anhang 2 (zur Verordnung) 

Begriffsbestimmung der „Ursprungserzeugnisse“ und Verfahren für die verwaltungsmäßige 
Zusammenarbeit 

Dieser Anhang befindet sich in Ausarbeitung und wird gesondert übermittelt 
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Anhang 3 (zur Verordnung) 

Anwendung von Artikel 12 des Titels I 

Artikel 1 

1 . Die Kommission kann auf Antrag eines Mitglied- 
staats oder nach eigenem Ermessen besdiließen, 
gegenüber den Ursprungserzeugnissen der Län- 
der und Gebiete Schutzmaßnahmen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft nach Maßgabe 
von Artikel 12 der Verordnung anzuwenden, 
namentlich durch eine völlige oder teilweise be- 
fristete Aussetzung der Zoll- und sonstigen Maß- 
nahmen, die in der Verordnung zugunsten der 
Länder und Gebiete vorgesehen sind. 

Liegt der Kommission ein Antrag eines Mitglied- 
staates vor, so befindet sie innerhalb von drei 
Werktagen nach Eingang des Antrags über die- 
sen Antrag. 

Die Schutzmaßnahmen werden den Mitgliedstaa- 
ten mitgeteilt und sind sofort anwendbar. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann den Rat mit der von 
der Kommission getroffenen Maßnahme inner- 
halb von zehn Werktagen nach dem Tag der Mit- 
teilung durch die Kommission befassen. Der Rat 
tritt unverzüglich zusammen. Er kann die be- 
treffende Maßnahme mit qualifizierter Mehrheit 
ändern oder aufheben. 


Artikel 2 

1. Unbeschadet von Artikel 1 kann die Kommission 
einen Mitgliedstaat zur Behebung der in Arti- 
kel 12 der Verordnung genannten Störungen 
oder Schwierigkeiten ermächtigen, Schutzmaß- 
nahmen zu treffen. 


Liegt der Kommission ein Antrag dieses Mitglied- 
staates vor, so beschließt sie innerhalb von drei 
Werktagen nach Eingang des Antrags. 

Der Beschluß der Kommission wird allen Mit- 
gliedstaaten bekanntgegeben. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann den Rat mit dem Be- 
schluß der Kommission innerhalb von zehn 
Werktagen nach der Bekanntgabe durch die Kom- 
mission befassen. Der Rat tritt unverzüglich zu- 
sammen. Er kann den Beschluß der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit ändern oder aufhe- 
ben. 

3. Zur Anwendung dieses Artikels sind vorzugs- 
weise Maßnahmen zu wählen, die den Gemein- 
samen Markt am wenigsten stören. 


Artikel 3 

1. Die Anwendung der im Vertrag, insbesondere in 
Artikel 108 und 109, vorgesehenen Schutzklau- 
seln nach den hier vorgesehenen Verfahren 
wird durch Artikel 1 und 2 nicht beeinträchtigt. 

2. Diese Verordnung steht nicht der uneinge- 
schränkten Anwendung der Verordnungen über 
die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte 
entgegen. Artikel 2 findet keine Anwendung auf 
die unter diese Verordnungen fallenden Erzeug- 
nisse. 
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Anhang 4 (zur Verordnung) 


Einfuhr von Rohrzucker mit Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten 


Artikel 1 

1. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft kauft 
zu garantierten Preisen bestimmte Mengen rohen 
und weißen Rohrzuckers mit Ursprung in den Län- 
dern und Gebieten, die diese Länder und Gebiete 
ihr liefern und die sie einführt. 

2. Die Durchführung dieser Verordnung erfolgt im 
Rahmen der Verwaltung der gemeinsamen 
Marktorganisation für Zucker. Die Schutzklausel 
in Artikel 12 der Verordnung findet keine An- 
wendung. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 auf geführten in metrischen Tonnen 
Weißzucker ausgedrückten Rohrzuckermengen, nach- 
stehend „festgestellte Mengen" genannt, die in dem 
in Artikel 3 genannten Zeitraum von jeweils zwölf 
Monaten zu liefern sind, sind folgende: 


Belize 39 400 

St-Kitts-Nevis-Anguilla 1 4 800 

Surinam 


Artikel 3 

Während eines Zeitraums von jeweils zwölf Mona^ 
ten vom 1. Juli bis zum 30. Juni - nachstehend 
„Lieferzeitraum" genannt - liefern die Zucker aus- 
führenden Länder und Gebiete, vorbehaltlich etwai- 
ger Anpassungen aufgrund von Artikel 6, die in Ar- 
tikel 2 aufgeführten Mengen. 


Artikel 4 

1. Weißer oder roher Rohrzucker wird auf dem Ge- 
meinschaftsmarkt zu Preisen abgesetzt, die zwi- 
schen Käufern und Verkäufern frei ausgehandelt 
werden. 

2. Die Gemeinschaft greift nicht ein, wenn ein Mit- 
gliedstaat zuläßt, daß die Verkaufspreise inner- 
halb seiner Grenzen den Schwellenpreis der Ge- 
meinschaft überschreiten. 

3. Bis zur Höhe der festgelegten Mengen kauft die 
Gemeinschaft zu dem garantierten Preis Weiß- 
oder Rohrzuckermengen, die in der Gemeinschaft 
nicht zu einem Preis vermarktet werden können, 
der mindestens dem garantierten Preis entspricht. 


4. Der in Rechnungseinheiten ausgedrückte garan- 
tierte Preis bezieht sich auf unverpackten Zucker 
cif europäische Häfen der Gemeinschaft. Für Zuk- 
ker der Standardqualität nach Maßgabe der Ge- 
meinschaftsvorschriften wird dieser Preis jähr- 
lich entsprechend den in der Gemeinschaft erziel- 
ten Preisen unter Berücksichtigung aller wich- 
tigen Wirtschaftsfaktoren spätestens zum 1. Mai 
festgesetzt, der dem Lieferzeitraum, für den er 
gelten soll, unmittelbar vorausgeht. 

Artikel 5 

Die Käufe zu dem in Artikel 4 Absatz 3 genannten 
garantierten Preis werden von den Interventions- 
stellen oder anderen von der Gemeinschaft benann- 
ten Stellen getätigt. 


Artikel 6 

1. Liefert ein Zucker ausführendes Land oder Ge- 
biet während eines bestimmten Lieferzeitraums 
aus Gründen höherer Gewalt die festgelegte 
Menge nicht in voller Höhe, so räumt die Kom- 
mission auf Antrag des Mitgliedstaates der Ge- 
meinschaft, mit dem das betreffende Land oder 
Gebiet besondere Beziehungen unterhält, die er- 
forderliche zusätzliche Lieferfrist ein. 

2. Teilt die zuständige Behörde eines Zucker aus- 
führenden Landes oder Gebietes der Kommission 
im Laufe eines Lieferzeitraums mit, daß die fest- 
gelegte Menge nicht in voller Höhe geliefert 
werden kann und daß eine Inanspruchnahme der 
in Absatz 1 erwähnten zusätzlichen Frist nicht 
gewünscht wird, so wird die nicht gelieferte Men- 
ge von der Kommission zur Lieferung während 
des betreffenden Lieferzeitraums neu zugeteilt. 

3. Liefert ein Zucker ausführendes Land oder Gebiet 
während eines Lieferzeitraums aus anderen 
Gründen als höhere Gewalt die festgelegte Men- 
ge nicht in voller Höhe, so wird die festgelegte 
Menge für alle späteren Lieferzeiträume um die 
nicht gelieferte Menge gekürzt. 

4. Die Kommission kann beschließen, daß die nicht 
gelieferte Menge für die späteren Lieferzeit- 
räume den in Artikel 2 genannten anderen Län- 
dern und Gebieten neu zugeteilt wird. 


4) Diese Menge ist noch bekanntzugeben 
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Anhang 5 (zur Verordnung) 


Finanzielle und technische Zusammenarbeit 

KAPITEL 1 

Finanzierungsmodalitäten 

Artikel 1 

1. Die Sonderdarlehen dienen dazu, ganz oder teil- 
weise Vorhaben oder Aktionsprogramme zu fi- 
nanzieren, die für die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung des oder der Länder und Gebiete, 
in denen sie durchgeführt werden sollen, von all- 
gemeinem Interesse sind. 

2. In der Regel werden diese Darlehen für eine 
Dauer von 40 Jahren gewährt und sind während 
eines Zeitraums von zehn Jahren tilgungsfrei; sie 
werden mit 1 v. H. jährlich verzinst^). 


Artikel 2 

1. Zur Förderung von Vorhaben im Bereich der In- 
dustrie, des Bergbaus und des Fremdenverkehrs, 
die für die Wirtschaft des oder der betreffenden 
Länder oder Gebiete von allgemeinem Interesse 
sind, kann die Gemeinschaft Hilfen in Form von 
haftendem Kapital gewähren, um die Eigenmittel 
oder diesen gleichzustellende Mittel der Unter- 
nehmen dieser Länder oder Gebiete zu stärken, 
gegebenenfalls durch Beteiligung an deren Ge- 
sellschaftskapital und ganz allgemein durch Ge- 
währung von Quasi-Kapital. 

2. Die Beteiligungen der Gemeinschaft am Kapital 
von Unternehmen oder Instituten für die Finan- 
zierung der Entwicklung der Länder oder Gebiete 
sind befristete Minderheitsbeteiligungen. Sie 
können in Verbindung mit einem Darlehen der 
Bank der mit einer anderen Hilfe in Form von 
haftendem Kapital erfolgen. Sobald es die Ver- 
hältnisse gestatten, werden sie möglichst an na- 
türliche oder juristische Personen der Länder 
oder Gebiete übertragen. 

3. Hilfen in Form von Quasi-Kapital können sein: 

— nachgeordnete Darlehen, bei denen Tilgung 
und gegebenenfalls Zinszahlung erst einset- 
zen, nachdem sonstige Bankforderungen zu 
Marktkonditionen beglichen worden sind; 

— bedingte Darlehen, bei denen Zinsendienst 
und Tilgung nur fällig werden, wenn zum 
Zeitpunkt der Gewährung des Darlehens ins- 
besondere unter Berücksichtigung der Stand- 
ortbedingungen des Vorhabens festgelegte 
Voraussetzungen erfüllt sind. Sind diese Vor- 
aussetzungen erfüllt, so zeigt dies, daß die 


mit dem Vorhaben verbundenen besonderen 
Risiken überwunden sind und das Vorhaben 
eine gewisse Rentabilität erreicht hat. 

Die Bedingungen dieser Hilfen werden entspre- 
chend den Besonderheiten der zu finanzierenden 
Vorhaben von Fall zu Fall festgelegt*, der Zins- 
satz darf nicht höher sein als bei den zinsbegün- 
stigten Darlehen der Bank ®). 

4. Die Hilfen in Form von Quasi-Kapital werden 
in der Regel an Industrie-, Bergbau- und Frem- 
denverkehrsunternehmen sowie an Institute für 
Entwicklungsfinanzierung gewährt, soweit die Art 
ihrer Tätigkeit und Verwaltung dies gestattet. Sie 
können auch den Ländern oder Gebieten gewährt 
werden, damit sie sich am Kapital von Industrie-, 
Bergbau- und Fremdenverkehrsunternehmen be- 
teiligen können, sofern diese Maßnahme sich 
in die Finanzierung von neuen produktiven In- 
vestitionen einfügt und durch eine andere finan- 
zielle Maßnahme der Gemeinschaft ergänzt wird. 


Artikels 

1. Die Prüfung der Zulässigkeit der Vorhaben durch 
die Bank und die Gewährung von Darlehen aus 
Eigenmitteln erfolgen nach den in der Satzung 
der Bank festgelegten Einzelheiten, Bedingungen 
und Verfahren sowie unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen und finanziellen Lage des oder 
der betreffenden Länder und Gebiete und außer- 
dem der Faktoren, die bei rückzahlbaren Hilfen 
deren Bedienung gewährleisten, 

2. Die Laufzeit der von der Bank aus Eigenmitteln 
gewährten Darlehen wird nach den wirtschaft- 
lichen und finanziellen Merkmalen des Vorha- 
bens festgelegt; sie darf höchstens 25 Jahre be- 
tragen. 

3. Es wird der von der Bank zur Zeit der Unter- 
zeichnung des Darlehensvertrags berechnete 
Zinssatz angewandt. Der Zinssatz wird in der 
Regel durch eine Zinsvergütung um 3 v. H. ge- 
senkt. Allerdings wird der Vergütungssatz auto- 


5) Erklärung des Rats: „Die in diesem Artikel aufgeführ- 
ten finanziellen Bedingungen sind die günstigsten, zu 
denen Sonderdarlehen gewährt werden können. Sie 
werden allgemein auf die am wenigsten entwickelten 
Länder und Gebiete angewandt." 

6) Erklärung des Rats: „Die Hilfen in Form von Quasi- 
Kapital können in Anwendung der Kriterien in 
Titel IV Artikel 29 der Verordnung in Ergänzung zu 
einem Darlehen der Bank oder allein gewährt werden, 
wenn ein derartiges Darlehen nicht in Frage kommt." 
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matisch in der Weise angepaßt, daß der vom 
Darlehensnehmer tatsächlich gezahlte Zinssatz 
nicht weniger als 5 v. H. und nicht mehr als 
8 V. H beträgt. Die Zinsvergütung wird nicht ge- 
währt, wenn die Darlehen für Investitionen im 
Erdöl- oder im Bergbausektor bestimmt sind oder 
wenn der Standort der Investitionen in Ländern 
oder Gebieten liegt oder wenn sie Sektoren be- 
treffen, die vom Rat festgelegt werden. 

4. Der Gesamtbetrag der Zinsvergütungen, der nach 
dem zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Dar- 
lehensvertrags geltenden Wert - Satz und Moda- 
litäten werden von der Kommission und der 
Bank im gemeinsamen Einvernehmen festgelegt - 
kapitalisiert wird, wird auf den Betrag der Zu- 
schüsse nach Artikel 28 Absatz 1 des Titels III 
der Verordnung angerechnet; er wird unmittelbar 
an die Bank überwiesen. 

KAPITEL 2 

Technische Zusammenarbeit 
Artikel 4 

1. Die technische Zusammenarbeit gemäß Titel III 
Artikel 32 der Verordnung kann im Zusammen- 
hang mit Investitionen oder allgemein erfolgen. 

2. Die investitionsgebundene technische Zusammen- 
arbeit umfaßt insbesondere: 

a) Programmierung sowie besondere und regio- 
nale Entwicklungsstudien; 

b) für die Ausarbeitung der Vorhaben notwen- 
dige technische, wirtschaftliche und- kaufmän- 
nische Studien sowie dafür erforderliche Un- 
tersuchungen und Prospektierungen; 

c) Hilfe bei der Zusammenstellung der Unter- 
lagen; 

d) Hilfe bei der Durchführung und Überwachung 
der Arbeiten; 

e) vorübergehende Hilfe bei der Erstellung, der 
Inbetriebnahme und dem Betrieb einer be- 
stimmten Anlage oder eines Anlagenkomple- 
xes, soweit erforderlich, einschließlich der 
Ausbildung des mit Betrieb und Unterhaltung 
der Anlagen betrauten Personals; 

f) vorübergehende Übernahme der Kosten für 
die Techniker und die Lieferung der Güter, 
die für die reibungslose Durchführung eines 
Investitionsvorhabens erforderlich sind. 

3. Die allgemeine technische Zusammenarbeit um- 
faßt insbesondere: 

a) Gewährung von Stipendien für Studien, Aus- 
bildungsaufenthalte und Fernunterricht für 


die möglichst in den Ländern und Gebieten 
selbst durchzuführende Ausbildung und beruf- 
liche Fortbildung der Staatsangehörigen die- 
ser Länder und Gebiete; 

b) Durchführxmg spezifischer Ausbildungspro- 
gramme in den Ländern und Gebieten, insbe- 
sondere für das Personal der öffentlichen 
Dienste und Einrichtungen der Länder und 
Gebiete oder für das Personal der Unterneh- 
men in diesen Ländern und Gebieten; 

c) auf Antrag der zuständigen Behörden der 
Länder und Gebiete Entsendung von Sachver- 
ständigen, Beratern, Technikern und Ausbil- 
dern der Mitgliedstaaten oder der Länder und 
Gebiete mit bestimmtem Auftrag für begrenz- 
te Zeit in diese Länder und Gebiete; 

d) Lieferung von Lehr-, Versuchs- und Vorführ- 
material ; 

e) Veranstaltung kurzer Ausbildungslehrgänge 
für Staatsangehörige der Länder und Gebiete 
und von Fortbildungslehrgängen für Beamte 
dieser Länder und Gebiete; 

f) sektorale Untersuchungen; 

g) Untersuchungen über die Entwicklungs- und 
Diversifizierungsaussichten bzw. -möglichkei- 
ten der Wirtschaft der Länder und Gebiete so- 
wie über Probleme, die Gruppen von Ländern 
und Gebieten oder alle diese Länder und Ge- 
biete betreffen; 

h) allgemeine Unterrichtung und Dokumenta- 
tion zur Förderung der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung der Länder und Gebiete, 
der Entwicklung des Handels zwischen der 
Gemeinschaft und diesen Ländern und Gebie- 
ten sowie der Erreichung aller Ziele der finan- 
ziellen und technischen Zusammenarbeit. 

KAPITEL 3 

Regionale Zusammenarbeit 
Artikel 5 

1. Im Sinne der Verordnung umfaßt die regionale 
Zusammenarbeit die Beziehungen zwischen zwei 
oder mehreren Ländern oder Gebieten oder zwi- 
schen einem oder mehreren Ländern oder Gebie- 
ten und einem oder mehreren benachbarten drit- 
ten Entwicklungsländern. 

2. Regionale Vorhaben im Sinne der Verordnung 
sind Vorhaben, die durch die Verwirklichung 
gemeinsamer Maßnahmen oder koordinierter 
einzelstaatlicher Maßnahmen unmittelbar zur 
Lösung eines Entwicklungsproblems beitragen, 
das zwei oder mehrere Länder oder Gebiete mit- 
einander gemein haben. 
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Artikel 6 

Das Land oder Gebiet oder die Gruppe von Ländern 
oder Gebieten, das bzw. die sich mit benachbarten 
Entwicklungsländern an einem Regionalvorhaben 
beteiligt, kann bei der Gemeinschaft die Finanzie- 
rung des ihm bzw. ihr zufallenden Anteils an diesem 
Vorhaben beantragen ^). 

KAPITEL 4 

Sondermaßnahmen zugunsten der am wenigsten 
entwickelten Länder und Gebiete 

Artikel 7 

Die Gemeinschaftshilfen, die den am wenigsten ent- 
wickelten Ländern und Gebieten gewährt werden, 
sind je nach Wirtschaftslage der einzelnen Länder 
und Gebiete mit besonders günstigen Finanzierungs- 
bedingungen verbunden. 

In der Regel bestehen diese Finanzierungen in Zu- 
schüssen und in den hierfür geeigneten Fällen in 
Sonderdarlehen oder in haftendem Kapital. Dar- 
lehen aus Eigenmitteln der Bank können jedoch in 
den betreffenden Ländern und Gebieten unter Be- 
rücksichtigimg der in Titel III Artikel 29 der Ver- 
ordnung festgelegten Kriterien gewährt werden. 


Artikel 8 

1. Auf Wunsch der zuständigen Behörden der am 
wenigsten entwickelten Länder und Gebiete rich- 
tet die Gemeinschaft ihr Augenmerk besonders 
auf die Anwendung folgender Hilfsmaßnahmen: 

a) technische Hilfe, die zur Feststellung, Vor- 
bereitung und Durchführung ihrer Vorhaben 
erforderlich ist; 

b) Maßnahmen zur Ausbildung des Personals 
und der Führungskräfte, die von den Dienst- 
stellen für wirtschaftliche Entwicklung und 
der technischen Verwaltung dieser Länder 
oder Gebiete gebraucht werden. Diese Aus- 
bildung muß sich an den praktischen Zielen 
orientieren, die sich das betreffende Land 
oder Gebiet gesetzt hat, und soweit wie mög- 
lich in diesem Land oder Gebiet erfolgen. 

2. Ferner können folgende besondere Hilfsmaßnah- 
men in diesen Ländern und Gebieten durch- 
geführt werden: 

a) Unterstützung bei der Durchführung von Un- 
tersuchungen, deren Ziel die Lösung ihrer 
spezifischen Probleme der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung ist; 

b) Unterstützung bei der Entwicklung ihrer 
Klein- und Mittelbetriebe und bei der Durch- 
führung kleiner Entwicklungsvorhaben im 
ländlichen Raum. 


3. Abweichend von Artikel 32 Absatz 2 der Ver- 
ordnung kann die Gemeinschaft nach Prüfung des 
Bedarfs und der Eigenmittel des betreffenden 
Landes oder Gebiets vorübergehend und degres- 
siv die Betriebskosten oder die Kosten großer 
Reparaturen bei Investitionsobjekten finanzie- 
ren, die zuvor von der Gemeinschaft finanziert 
wurden und besondere Bedeutung für die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung des betreffen- 
den Landes oder Gebiets haben. 

Diese Hilfen werden unter der Voraussetzung 
gewährt, daß die Belastungen durch die Betriebs- 
kosten oder umfangreichen Reparaturen für das 
Land oder Gebiet oder die anderen Begünstigten 
zu groß sind. 

KAPITEL 5 

Spezifische Maßnahmen zugunsten der örtlichen 
Klein- und Mittelbetriebe 

Artikel 9 

1. Im Rahmen der in Artikel 28 der Verordnung 
vorgesehenen Mittel finanziert die Gemeinschaft 
Vorhaben zugunsten der Klein- und Mittelbe- 
triebe, Genossenschaften oder Öffentlichen Kör- 
perschaften der Länder und Gebiete; in der Regel 
erfolgt die Finanzierung über Finanzinstitute, die 
auf den Entwicklungsbereich spezialisiert und im 
öffentlichen Interesse oder mit staatlicher Beteili- 
gung tätig sind, wie die örtlichen oder regionalen 
Entwicklungsbanken, die von der Gemeinschaft 
und der zuständigen Behörde des oder der betref- 
fenden Länder und Gebiete, anerkannt sind. 

2. Zu diesem Zweck übermittelt die zuständige Be- 
hörde des oder der betreffenden Länder oder 
Gebiete der Gemeinschaft 

— Angaben über die Leistungsfähigkeit des Fi- 
nanzinstituts, die Entwicklung und die Aus- 
sichten seiner Tätigkeit auf dem betreffenden 
Gebiet und über die Sicherheiten, die es lei- 
sten kann; 

— ein Programm zur Förderung der Kleinbetrie- 
be, in dem insbesondere der Umfang und die 
Art der Vorhaben, der Finanzbedarf, das Vor- 
handensein etwaiger Kapitalgeber aufzufüh- 
ren sind sowie gegebenenfalls anzugeben ist, 
welche technische Hilfe diesen bei der Vor- 
bereitung und Verwaltung ihrer Vorhaben zu 
leisten ist. 

3. Hat die Gemeinschaft das Aktionsprogramm ge- 
billigt, so räumt sie dem zugelassenen Finanz- 
institut eine Kreditlinie ein, die in geeigneter 
Form finanziell aufgefüllt wird. 


7) Erklärung des Rats: Der Begriff „benachbarte Entwick- 
lungsländer" bedeutet nicht, daß es sich zwangsläufig 
um angrenzende Länder handelt. 
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Die Kreditlinie erstreckt sich auf einen Hödist- 
betrag von 2 Millionen Redinungseinheiten, der 
innerhalb eines Zeitraums von höchstens drei 
Jahren in Anspruch genommen werden kann. 
Nach Ablauf dieses Zeitraums kann sie erneuert 
werden. 

4. Über die Bedingungen, unter denen diese Hilfe 
gewährt wird, wird jeweils zwischen der Gemein- 
schaft und dem Finanzinstitut ein Abkommen 
geschlossen. In diesem Abkommen sind die Rah- 
menbestimmungen für die Durchführung der Hilfe 
festgelegt, insbesondere 

— Umfang der Maßnahmen, der nicht mehr als 
200 000 RE je Vorhaben betragen darf,* 

— Interventionsbereiche; 

— Kriterien, die die potentiellen Auftragnehmer 
erfüllen müssen-, 

— Kriterien und Verfahren bei der Prüfung der 
Vorhaben; 

— Finanzierungsmodalitäten der Enddarlehen. 

5. Die Vorhaben werden von dem Finanzinstitut 
geprüft. Dieses beschließt in eigener finanzieller 
Verantwortung die Gewährung der Enddarlehen 
zu Bedingungen, die im Einklang mit den Bedin- 
gungen festgesetzt werden, die in dem betreffen- 
den Land oder Gebiet für Maßnahmen dieser Art 
üblich sind. 

6. Das Finanzinstitut finanziert seine Darlehen 
durch Inanspruchnahme der Mittel in Höhe der 
Kreditlinie. Bei dieser Gelegenheit prüft die Ge- 
meinschaft nach, daß diese Darlehen innerhalb 
des Rahmens liegen, der in dem in Absatz 4 er- 
wähnten Abkommen festgelegt ist. 

Bei der Gewährung der Finanzierungsbedingun- 
gen berücksichtigt die Gemeinschaft, daß das 
Finanzinstitut seine Verwaltungskosten, seine 
Wechsel- und Finanzrisiken sowie die Kosten 
der technischen Hilfe decken muß, die den Unter- 
nehmen oder anderen Enddarlehensnehmem ge- 
leistet wird. 

7. Das Finanzinstitut haftet unter allen Umständen 
für die Rückzahlung des tatsächlich in Anspruch 
genommenen Teils der Kreditlinie an die Ge- 
meinschaft. 

Es legt der Gemeinschaft jährlich einen Bericht 
über die Durchführung und Finanzierung des ge- 
nehmigten Aktionsprogramms vor. 

KAPITEL 6 

Kleinstvorhaben 

Artikel 10 

Um dem Bedarf der Basiskollektive im Entwick- 
lungsbereich konkret Rechnung zu tragen, kann sich 
der Fonds an der Finanzierung von Kleinstvorhaben 
beteiligen. 


Artikel 11 

1. Kleinstvorhaben kommen für eine Finanzierung 
der Gemeinschaft in Frage, wenn sie 

— einem echten und vorrangigen örtlichen Be- 
darf entsprechen, 

— unter aktiver Beteiligung der Basiskollektive 
durchgeführt werden. 

Die Beteiligung des Fonds an jedem Kleinstvor- 
haben darf nicht über 75 000 RE hinausgehen. 

2. Die Kleinstvorhaben werden grundsätzlich auf 
dem Lande durchgeführt. Die Gemeinschaft kann 
sich jedoch auch an der Finanzierung von 
Kleinstvorhaben in Städten beteiligen. Zu diesen 
Vorhaben gehören insbesondere: Staudämme, 
Brunnen und Wasserleitungen, Speicher und La- 
gerhäuser zur Lagerung von Lebensmitteln und 
Erntegut, landwirtschaftliche Wirtschaftswege 
und Brücken, Impfpferche und -gatter, Grund- 
schulen, Krankenbehandlungsstellen, Entbin- 
dungsanstalten, Sozialzentren, Warenschuppen, 
Räume zur Förderung kommerzieller und gewerb- 
licher Tätigkeiten und andere Vorhaben im Rah- 
men der in Absatz 1 aufgeführten Kriterien. 


Artikel 12 

Jedes Vorhaben, für das die Unterstützung der Ge- 
meinschaft beantragt wird, muß auf eine Initiative 
des Basiskollektivs zurückgehen, das den Nutzen 
daraus haben wird. 

Die Kleinstvorhaben werden grundsätzlich von drei 
Seiten gemeinsam finanziert: 

— von dem begünstigten Kollektiv in Form einer 
Bar- oder Sachleistung, die seiner Beitragslei- 
stungsfähigkeit entspricht; 

— von dem Land oder Gebiet in Form einer finan- 
ziellen Beteiligung oder einer Beteiligung mit 
öffentlicher Infrastruktur; 

— vom Fonds. 

Das Basiskollektiv verpflichtet sich, für die Unter- 
haltung und den Betrieb der in Durchführung des je- 
weiligen Vorhabens geschaffenen Anlagen, notfalls 
mit Unterstützung der örtlichen Behörden, zu sorgen. 


Artikel 13 

1. Die zuständige Behörde des betreffenden Landes 
oder Gebiets arbeitet ein Jahresprogramm aus, 
in welchem die geplanten Vorhaben in ihren 
Grundzügen dargelegt werden, und übermittelt 
es der Kommission. 

Nach Prüfung durch die Dienststellen der Kom- 
mission werden diese Aktionsprogramme den 
zuständigen Organen der Gemeinschaft zur Be- 
schlußfassung über die Finanzierung unterbreitet. 
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2. Im Rahmen der auf diese Weise festgelegten 
Jahresprogramme werden die Finanzierungsbe- 
sdilüsse für die einzelnen Kleinstvorhaben von 
der zuständigen Behörde des betreffenden Lan- 
des oder Gebiets mit Zustimmung der Kommis- 
sion gefaßt, außer in Sonderfällen gilt diese Zu- 
stimmung einen Monat nach Notifizierung der 
Beschlüsse als erteilt. 

KAPITEL 7 

Wettbewerb und Voraussetzungen für die 
Bevorzugung örtlicher Unternehmen 

Artikel 14 

1. Die Kommission und die zuständigen Behörden 
der Länder und Gebiete ergreifen die Durchfüh- 
rungsmaßnahmen, die geeignet sind, gleiche Be- 
dingungen für die Beteiligung an den Ausschrei- 
bungen und Auftragsvergaben zu gewährleisten, 
die aus den von der Kommision verwalteten 
Fondsmitteln finanziert werden. 

2. Unbeschadet dejs Artikels 16 ist zu diesem Zweck 
insbesondere dafür Sorge zu tragen, daß 

a) die Ausschreibungen zuvor unter Einhaltung 
angemessener Fristen im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften und in den Amts- 
blättern der Länder und Gebiete veröffent- 
licht werden; 

b) alle diskriminierenden Praktiken oder tech- 
nischen Spezifikationen unterlassen werden, 
die einer Beteiligung natürlicher und juristi- 
scher Personen der Mitgliedstaaten und der 
Länder und Gebiete zu gleichen Bedingungen 
im Wege stehen könnten; 

c) die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen 
der Mitgliedstaaten und der Länder und Ge- 
biete, insbesondere durch Vorauswahl der Be- 
werber und Bildung von Arbeitsgemeinschaf- 
ten, soweit wie möglich gefördert wird,, vor 
allem wenn es sich um die Durchführung grö- 
ßerer Arbeiten oder technisch spezieller Ar- 
beiten handelt. 


Artikel 15 

Sofern Dringlichkeit vorliegt oder die Art, die Ge- 
ringfügigkeit oder die besonderen Merkmale be- 
stimmter Arbeiten oder Lieferungen dieses recht- 
fertigen, können die zuständigen Behörden der 
Länder und Gebiete im Einvernehmen mit der Kom- 
mission ausnahmsweise folgendes genehmigen; 

— die Auftragsvergabe nach beschränkter Aus- 
schreibung, 

— den Abschluß von Aufträgen in direkter Ab- 
sprache, 

— die Durchführung in Verwaltungsregie. 


Außerdem kann bei Finanzierung, die unter 2 Mil- 
lionen Rechnungseinheiten liegen, die Durchführung 
in Regie genehmigt werden, wenn in dem begün- 
stigten Land oder Gebiet bei den örtlichen Dienst- 
stellen geeignete Ausrüstungen oder Fachpersonal 
in erheblichem Umfang zur Verfügung stehen. 


Artikel 16 

Zur Förderung der Beteiligung der örtlichen Unter- 
nehmen an der Durchführung der Aufträge, die von 
der Gemeinschaft aus Mitteln des von der Kommis- 
sion verwalteten Fonds finanziert werden, 

a) wird bei Arbeiten, die wegen ihrer Geringfügig- 
keit hauptsächlich Unternehmen der Länder und 
Gebiete interessieren, ein beschleunigtes Aus- 
schreibungsverfahren mit verkürzten Fristen für 
die Einreichung der Angebote durchgeführt. 

Das beschleunigte Verfahren wird bei Ausschrei- 
bungen, deren Auftragswert auf weniger als 
zwei Millionen Rechnungseinheiten geschätzt 
wird, angewandt. 

Das Verfahren kann nur bei Bauaufträgen ange- 
wandt werden; für die Einreichung der Angebote 
werden die Fristen nach Maßgabe der in dem 
betreffenden Land oder Gebiet geltenden Rege- 
lung festgesetzt. 

Die Durchführung eines beschleunigten Aus- 
schreibungsverfahrens für Aufträge unter 2 Mil- 
lionen Rechnungseinheiten schließt nicht die 
Möglichkeit aus, daß die Kommission den zustän- 
digen Behörden des Landes oder Gebiets eine 
internationale Ausschreibung zur Zustimmung 
vorschlägt, wenn es sich um spezialisierte Ar- 
beiten handelt, an denen möglicherweise die 
internationale Konkurrenz interessiert ist; 

b) wird für die Durchführung von Arbeiten im Wer- 
te von weniger als 2 Millionen Rechnungsein- 
heiten den Unternehmen der Länder und Gebiete 
bei Angeboten, die wirtschaftlich und technisch 
gleichwertig sind, eine Präferenz von 10 v. H. 
eingeräumt. 

Diese Präferenz ist nach den in den Ländern und 
Gebieten geltenden Rechtsvorschriften bestimm- 
ten örtlichen Unternehmen dieser Länder und 
Gebiete mit der Maßgabe Vorbehalten, daß sie 
ihren Steuersitz und ihre Haupttätigkeit in einem 
Land oder Gebiet haben und daß ein erheblicher 
Teil des Kapitals und der Führungskräfte von 
einem oder mehreren Ländern oder Gebieten 
gestellt werden ; 


8) Erklärung des Rats: Dieser erhebliche Teil des Kapitals 
und der Führungskräfte wird von Fall zu Fall von der 
Kommission und dem oder den Ländern und Gebieten 
beurteilt. 
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c) wird für Lieferungen den Industrieunternehmen 
oder handwerklichen Betrieben der Länder und 
Gebiete bei technisch und wirtschaftlich gleich- 
wertigen Angeboten eine Präferenz von 15 v. H. 
eingeräumt. 

Diese Präferenz wird nur den örtlichen Unterneh- 
men der Länder und Gebiete gewährt, die einen 
ausreichenden Mehrwert schaffen. 


Artikel 17 

Die Kommission und die zuständigen Behörden der 
Länder und Gebiete vergewissern sich bei jeder 
Maßnahme, daß die Artikel 15, 16 und 17 einge- 
halten werden und daß das gewählte Angebot das 
wirtschaftlich günstigste ist, wobei insbesondere die 
von den Bietern gebotenen Qualifikationen und Ga- 
rantien, die Art der Arbeiten oder Lieferungen und 
die Bedingungen für ihre Durchführung, die Preise 
der Leistungen, die Kosten der Nutzung und der 
technische Wert berücksichtigt werden. Werden unter 
Zugrundelegung der vorgenannten Kriterien zwei 
Angebote als gleichwertig anerkannt, so wird der 
Vorzug dem Angebot gegeben, das die größtmög- 
liche Nutzung des natürlichen und menschlichen Po- 
tentials der Länder und Gebiete ermöglicht. 

Die Kommission und die zuständigen Behörden der 
Länder und Gebiete tragen dafür Sorge, daß alle 
Auswahlkriterien in den Ausschreibungsunterlagen 
aufgeführt sind. 

Das Ergebnis der Ausschreibungen wird so rasch 
wie möglich im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften veröffentlicht. 


Artikel 18 

1. Die allgemeinen Klauseln und Bedingungen für 
die Vergabe und die Durchführung der vom 
Fonds finanzierten öffentlichen Aufträge sind 
Gegenstand einer gemeinsamen Regelung, die 
auf Vorschlag der Kommission vom Rat einstim- 
mig beschlossen und erlassen wird. 

2. Bis zum Inkrafttreten des in Absatz 1 vorgese- 
henen Beschlusses gelten für die Vergabe und 
Durchführung der aus dem Fonds finanzierten 
öffentlichen Aufträge folgende Regeln: 

— für Länder und Gebiete, die besondere Beziehun- 
gen mit Frankreich und den Niederlanden unter- 
halten, der Beschluß des Rates vom 24. Juli 1973 
zur Änderung des Beschlusses vom 29. Septem- 
ber 1970 über die Assoziation der überseeischen 
Länder und Gebiete mit der EWG, 

— für die anderen Länder und Gebiete, die im Zu- 
sammenhang mit internationalen Verträgen in 
diesen Ländern geltenden Rechtsvorschriften oder 
Gepflogenheiten. 


Artikel 19 

1. Streitfälle zwischen der Verwaltung des betref- 
fenden Landes oder Gebiets und dem Unterneh- 
mer oder Lieferanten im Zusammenhang mit der 
Ausführung eines vom Fonds finanzierten Auf- 
trags werden im Wege der Schiedsgerichtsbar- 
keit nach einer Verfahrensregelung entschieden, 
die auf Vorschlag der Kommission durch ein- 
stimmigen Beschluß des Rates erlassen wird. 

2. Bis zum Inkrafttreten des in Absatz 1 genannten 
Beschlusses werden alle Streitkräfte einstweilen 
endgültig nach der Vergleichs- und Schiedsord- 
nung der Internationalen Handelskammer ent- 
schieden. 

KAPITEL 8 

Ausarbeitung, Aushandlung und Abschluß 
von Verträgen über technische Zusammenarbeit 

Artikel 20 

Die Verträge über technische Zusammenarbeit wer- 
den freihändig vergeben. Bestimmte Verträge kön- 
nen im Wege der Ausschreibung vergeben werden, 
wenn dieses Verfahren namentlich bei umfangrei- 
chen, besonders komplizierten und technisch schwie- 
rigen Studien aus technischen, wirtschaftlichen oder 
finanziellen Gründen gerechtfertigt ist. 


Artikel 21 

1. Für jede Maßnahme der technischen Zusammen- 
arbeit, bei der ein Verfahren der freihändigen 
Vergabe angewandt werden soll, erstellt die 
Kommission eine begrenzte Liste von Bewer- 
bern aus den Mitgliedstaaten und/oder den Län- 
dern und Gebieten; die Auswahl der Bewerber 
erfolgt unter Zugrundelegung von Kriterien, die 
ihre Qualifikation, Erfahrung und Unabhängig- 
keit gewährleisten, sowie unter Berücksichtigung 
ihrer Verfügbarkeit für die in Aussicht genom- 
mene Maßnahme. 

Die zuständige Behörde des betreffenden Landes 
oder Gebietes wählt unter diesen Bewerbern nach 
eigenem Ermessen denjenigen aus, an den sie 
den Vertrag vergeben will. 

2. Findet eine Ausschreibung statt, so wird die be- 
grenzte Liste von Bewerbern in enger Zusam- 
menarbeit zwischen der Kommission und der zu- 
ständigen Behörde des betreffenden Landes oder 
Gebietes unter Zugrundelegung der im vorste- 
henden Absatz 1 vorgesehenen Kriterien erstellt. 


9) Erklärung des Rats: Zur Beurteilung des ausreichen- 
den Mehrwerts der Erzeugnisse gehen die zuständigen 
Behörden bei der Bewertung der Angebote von den 
Bestimmungen dieser Verordnung über den Ursprung 
der Erzeugnisse aus. 
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Der Vertrag wird an denjenigien Bewerber ver- 
geben,. der nach Auffassung der Kommission und 
der zuständigen Behörde das wirtschaftlich gün- 
stigste Angebot eingereicht hat, 

3. Die Fachbüros der Länder und Gebiete, die für 
Maßnahmen im Rahmen der technischen Zusam- 
menarbeit in Frage kommen, werden von der 
Kommission und der zuständigen Behörde des 
oder der betreffenden Länder oder Gebiete im 
gegenseitigen Einvernehmen ausgewählt. 

Erklärung des Rats 

In Ausnahmefällen können im Einvernehmen mit 
der Kommission Fachbüros oder Sachverständige aus 
dritten Ländern hinzugezogen werden. 


Artikel 22 

Im Rahmen der in Artikel 19 vorgesehenen gemein- 
samen Regelung und der von der Kommission und 
den zuständigen Behörden der Länder und Gebiete 
in gegenseitigem Einvernehmen ausgearbeiteten 
allgemeinen Vergütungsordnung werden die Ver- 
träge über technische Zusammenarbeit von den zu- 
ständigen Behörden der Länder und Gebiete unter 
Hinzuziehung des im folgenden Artikel 27 genann- 
ten Beauftragten und mit seiner Zustimmung aus- 
gearbeitet, ausgehandelt und geschlossen. 

Erklärung des Rats 

a) Bis zum Inkrafttreten des Beschlusses gemäß 
Artikel 19 des Anhangs über die finanzielle und 
technische Zusammenarbeit gelten für die Aus- 
führung der vom Fonds finanzierten Verträge 
über technische Zusammenarbeit ’ folgende Re- 
geln: 

— für Länder und Gebiete, die besondere Bezie- 
hungen mit Frankreich und den Niederlanden 
unterhalten, die allgemeinen Klauseln, die 
gegenwärtig für die vom Fonds finanzierten 
Verträge gelten; 

— für die anderen Länder und Gebiete, soweit 
sie die allgemeinen Klauseln, die gegenwär- 
tig in den vom Fonds finanzierten Verträgen 
gebraucht werden, zwischenzeitlich nicht an- 
wenden, die in den Ländern und Gebieten gel- 
tenden Rechtsvorschriften oder Gepflogen- 
heiten im Zusammenhang mit internationalen 
Verträgen. 

b) Der Rat ist übereingekommen, daß die Kommis- 
sion so rasch wie möglich nach Inkrafttreten der 
Verordnung allgemeine Vergütungsbedingungen 
zur Festsetzung der in den Verträgen vorzuse- 
henden Vergütungen ausarbeitet und den zustän- 
digen Behörden der Länder und Gebiete zum 
Einverständnis unterbreitet. 


Artikel 23 

Die Kommission fördert im Rahmen des Möglichen 
die Zusammenarbeit zwischen Fachbüros, beraten- 
den Ingenieuren und Sachverständigen der Mitglied- 
staaten und der Länder und Gebiete sowie die Ar- 
beitsgemeinschaften, die Weitervergabe der Ver- 
träge oder die Einbeziehung örtlicher Sachverstän- 
diger in die Teams von Fach- oder Ingenieurbüros 
der Mitgliedstaaten. 


A r t i k e 1 24 

Verfügt ein Land oder Gebiet unter seinen Ver- 
waltungs- und technischen Führungskräften über 
ortsansässiges Personal, das einen erheblichen Teil 
des Personalbedarfs für die Ausführung einer Maß- 
nahme der technischen Zusammenarbeit in Regie 
darstellt, so kann die Gemeinschaft in Ausnahme- 
fällen durch Übernahme der Kosten für bestimmte 
der Regie fehlende Sachmittel oder durch Stellung 
von Sachverständigen aus einem Mitgliedstaat oder 
einem anderen Land oder Gebiet zur Ergänzung des 
Personalbestands zu den Aufwendungen der Regie 
beitragen. 

Die Beteiligung der Gemeinschaft darf sich nur auf 
die Übernahme zusätzlicher Mittel erstrecken, die 
ausschließlich für die jeweilige Maßnahme und kei- 
nesfalls für ständige Verwaltungsausgaben verwen- 
det werden dürfen. 


KAPITEL 9 

Ausführende Organe 

Artikel 25 

1. Die Kommission bestellt den Hauptanweisungs- 
befugten des Fonds; dieser sorgt für die Durch- 
führung der Finanzierungsbeschlüsse. 

Er nimmt alle Änderungen und Mittelbindungen 
vor, die erforderlich sind, um die genehmigten 
Vorhaben oder Aktionsprogramme unter wirt- 
schaftlich und technisch optimalen Bedingungen 
durchzuführen. 

2. Unbeschadet des Artikels 26 verwaltet der 
Hauptanweisungsbefugte die Mittel, nimmt also 
die Mittelbindungen sowie die Feststellung und 
Anordnung der Ausgaben vor und sorgt für die 
buchmäßige Erfassung der Mittelbindungen und 
Auszahlungsanordnungen. 

3. Der Hauptanweisungsbefugte sorgt dafür, daß 
für die Teilnahme an Ausschreibungen gleiche 
Bedingungen für alle bestehen, daß Diskriminie- 
rungen beseitigt sind und daß das wirtschaftlich 
günstigste Angebot gewählt wird. 
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Artikel 26 

1. Die zuständigen Behörden jedes Landes oder 
Gebiets bestellen einen territorialen Anwei- 
sungsbefugten; dieser vertritt die zuständigen 
Behörden bei allen Geschäften im Zusammen- 
hang mit Vorhaben, die aus dem Fonds finanziert 
werden. 

2. Neben den Verantwortlichkeiten, die der terri- 
toriale Anweisungsbefugte in der Phase der Vor- 
bereitung, der Vorlage und der Prüfung der 
Vorhaben besitzt, führt er in enger Zusammen- 
arbeit mit dem Beauftragten Ausschreibungen 
durch, nimmt eingehende Angebote entgegen, 
führt den Vorsitz bei ihrer Prüfung und Wer- 
tung, stellt die Ergebnisse der Ausschreibungen 
fest, unterzeichnet die Aufträge, Verträge, Nach- 
tragsvereinbarungen und Kostenanschläge und 
läßt sie der Kommission zustellen. Bevor eine 
Ausschreibung stattfindet, legt er die Ausschrei- 
bungsunterlagen der Kommission zur Zustim- 
mung vor. 

3. Er leitet dem Hauptanweisungsbefugten das Er- 
gebnis der Prüfung und Wertung der Angebote 
sowie einen Vorschlag für die Zuschlagserteilung 
zur Zustimmung zu. 

4. Bei Bauaufträgen, bei denen ein beschleunigtes 
Verfahren angewandt wird, gelten die vom ter- 
ritorialen Anweisungsbefugten gemäß den vor- 
stehenden Absätzen 2 und 3 gefaßten Beschlüsse 
binnen eines Monats von dem Zeitpunkt ihrer 
Notifizierung an gerechnet als von der Kommis- 
sion genehmigt. 

5. Im Rahmen der ihm zugewiesenen Mittel nimmt 
der territoriale Anweisungsbefugte die Feststel- 
lung und Anordnung der Ausgaben vor. Er bleibt 
bis zu seiner Entlastung durch die Kommission 
für die ihm anvertrauten Geschäfte finanziell 
verantwortlich. 

6. Vorbehaltlich der unverzüglichen Unterrichtung 
des Beauftragten entscheidet der territoriale Be- 
auftragte bei der Durchführung der Vorhaben 
außerdem über 

a) sogenannte Detailänderungen, sofern sie sich 
im allgemeinen Rahmen des Vorhabens und 
des Auftrags halten, die vereinbarten tech- 
nischen Lösungen nicht verändern und ihre 
finanziellen Auswirkungen im Rahmen der 
Rückstellung für Detailänderungen bleiben; 

b) Detailänderungen bei Kostenanschlägen für 
laufende Arbeiten; 

c) Mittelübertragungen von Artikel zu Artikel 
innerhalb der Kostenanschläge; 

d) aus wirtschaftlichen und technischen Gründen 
gerechtfertigte Standortänderungen bei aus 
mehreren Einheiten bestehenden Anlagen; 


e) Verhängung oder Erlaß von Vertragsstrafen; 

f) Befreiung der Bürgen; 

g) Käufe auf dem örtlichen Markt ohne Rück- 
sicht auf den Ursprung; 

h) Verwendung von nicht aus den Mitgliedstaa- 
ten oder den Ländern und Gebieten stam- 
menden Bausteilen-Gerätschaften, für die es 
keine vergleichbare Produktion in den Mit- 
gliedstaaten und den Ländern und Gebieten 
gibt; 

i) Weitervergabe an Nachunternehmer; 

j) endgültige Abnahmen; der Beauftragte ist je- 
doch verpflichtet, an den vorläufigen Abnah- 
men teilzunehmen, und versieht die entspre- 
chenden Schriftstücke mit seinem Sichtver- 
merk; er hat gegebenenfalls auch an den 
endgültigen Abnahmen teilzunehmen, insbe- 
sondere wenn wegen des Umfangs der Bean- 
standungen bei der vorläufigen Abnahme 
größere Arbeiten noch einmal ausgeführt 
werden müssen. 


Artikel 27 

1. Die Kommission ist für die Durchführung der 
Verordnung und für die Mittel des Fonds, die sie 
verwaltet, in jedem Land und Gebiet durch einen 
Beauftragten vertreten. 

2. Sofern die zuständige Behörde des betreffenden 
Landes oder Gebiets dies ausdrücklich beantragt, 
leistet der Beauftragte technischen Beistand bei 
der Vorbereitung und Prüfung der aus den Mit- 
teln des Fonds finanzierten Vorhaben. In diesem 
Rahmen kann er sich an der Zusammenstellung 
der Antragsunterlagen, mit technischer Unter- 
stützung durch Dritte an den Verhandlungen 
über die Studien-, Sachverständigen- und Arbeits- 
überwachungsverträge, an der Suche nach Maß- 
nahmen zur Vereinfachung der Verfahren wäh- 
rend der Prüfung der Vorhaben, an der Erstel- 
lung der Lastenhefte und der Ausschreibungs- 
unterlagen beteiligen. 

3. Der Beauftragte unterrichtet die Behörden, zu 
denen er abgeordnet ist, regelmäßig und in be- 
stimmten Fällen auf besondere Weisung der 
Kommission über die Tätigkeiten der Gemein- 
schaft, die die Zusammenarbeit zwischen der Ge- 
meinschaft und den Ländern und Gebieten un- 
mittelbar berühren können. 

4. Der Beauftragte arbeitet mit den örtlichen Be- 
hörden bei der regelmäßigen Prüfung des Zu- 
stands der Anlagen bei abgeschlossenen Vor- 
haben zusammen, über diese Prüfungen sind Be- 
richte anzufertigen, die der zuständigen Behörde 
des betreffenden Landes oder Gebiets zugeleitet 
werden. 
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5. Der Beauftragte nimmt halbjährlich eine Beur- 
teilung der Maßnahmen des Fonds in dem Land 
oder Gebiet vor, in dem er die Kommission 
vertritt. Die Berichte hierüber werden der zu- 
ständigen Behörde des betreffenden Landes oder 
Gebiets von der Kommission zugeleitet. 

6. Der Beauftragte vergewissert sich im Auftrag der 
Kommission über die einwandfreie finanzielle 
und technische Ausführung der aus Mitteln des 
Fonds finanzierten Vorhaben und Aktionspro- 
gramme. 


Artikel 28 

1. Die Bezahlung der Leistungen im Rahmen der 
vom Fonds in Form nichtrückzahlbarer Zuschüsse 
finanzierten Vorhaben erfolgt gemäß den Wei- 
sungen der Kommission durch Ziehung auf die 
Konten des Fonds. 

2. Zu diesem Zweck werden im Namen der Kom- 
mission Konten bei einem Kreditinstitut eröffnet, 
das die Aufgaben einer beauftragten Zahlstelle 
wahrnimmt, 

3. Im Rahmen der verfügbaren Mittel nimmt die 
beauftragte Zahlstelle die angeordneten Zahlun- 
gen vor, nachdem sie die sachliche und rechne- 
rische Richtigkeit der vorgelegten Belege sowie 
die schuldbefreiende Wirkung der Zahlung nach- 
geprüft hat. 

KAPITEL 10 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 29 

1. Mittelüberschreitungen, die während der Durch- 
führung eines Vorhabens aufgetreten sind, das 
aus den von der Kommission verwalteten Mitteln 


des Fonds finanziert wird, gehen vorbehaltlich 
der nachstehenden Bestimmungen zu Lasten des 
oder der betreffenden Länder und Gebiete. 

2. Sobald sich bei der Durchführung eines Vorha- 
bens die Gefahr einer Mittelüberschreitung ab- 
zeichnet, unterrichtet der territoriale Anwei- 
sungsbefugte über den Beauftragten die Kom- 
mission über diese Möglichkeit und teilt ihr die 
Maßnahmen mit, die er zur Deckung dieser Mit- 
telüberschreitung entweder durch Verringerung 
des Umfangs des Vorhabens oder durch Rück- 
griff auf örtliche Mittel zu treffen gedenkt. 

3. Erweist es sich als unmöglich, den Umfang des 
Vorhabens zu verringern oder die Überschreitung 
durch örtliche Mittel zu decken, so kann die Stel- 
le der Gemeinschaft, die die Finanzierungsbe- 
schlüsse zu fassen hat, ausnahmsweise beschlie- 
ßen, eine zusätzliche Verpflichtung einzugehen, 
und die entsprechenden Ausgaben entweder 
durch Einsparungen bei anderen Vorhaben oder 
durch Bereitstellung zusätzlicher Mittel, die von 
der Kommission und der zuständigen Behörde 
des oder der betreffenden Länder und Gebiete 
gemeinsam festgelegt werden, finanzieren. 

4. Unbeschadet der Absätze 2 und 3 beschließt der 
territoriale Anweisungsbefugte im Einverneh- 
men mit dem Hauptanweisungsbefugten die Be- 
reitstellung der Restbeträge, die bei Rechnungs- 
abschluß der Vorhaben noch verfügbar sind, für 
die Deckung der bei einem anderen Vorhaben 
festgestellten Mittelüberschreitung, sofern diese 
Überschreitung nicht mehr als 15 v. H. des ge- 
samten Finanzierungsvolumens des betreffenden 
Vorhabens ausmacht. 


Artikel 30 

Die Finanz- und Verwaltungskosten des Fonds 
sowie die Kosten der Kontrolle der Vorhaben und 
Programme gehen zu Lasten des Fonds. 
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Anhang 6 (zur Verordnung) 


Artikel 2 der Verordnung 


Die Zölle, die nach Artikel 38 der Akte über die 
Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Ver- 
träge vorübergehend beibehalten werden, bleiben 
allgemein anwendbar, ohne daß Artikel 2 Absatz 1 
der Verordnung eine Ausnahme darstellen kann. 


Anlage 7 (zur Verordnung) 

Artikel 3 der Verordnung 


Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung berührt weder 
mengenmäßig Beschränkungen noch die Sonderrege- 
lung für die Einfuhr von Kraftfahrzeugen und die 
Kraftfahrzeug-Montageindustrie in Irland, die Ge- 
genstand der Protokolle Nr. 6 und 7 zur Akte über 
die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der 


Verträge sind. 


Anhang 8 (zur Verordnung) 

Rum 

1. Bis zum Inkrafttreten einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Alkohol werden die Waren der 
Tarifstelle 22.09 C. I. mit Ursprung in den Län- 
dern und Gebieten zollfrei zur Einfuhr in die 
Gemeinschaft zugelassen, und zwar unter Bedin- 
gungen, die eine Entwicklung der traditionellen 
Handelsströme zwischen den Ländern und Gebie- 
ten und der Gemeinschaft einerseits und zwi- 
schen den Mitgliedstaaten andererseits gestatten. 

2. a) Zur Anwendung von Absatz 1 setzt die Ge- 

meinschaft abweichend von Artikel 2 Absatz 1 
der Verordnung jährlich die Mengen fest, die 
zollfrei eingeführt werden können j sie legt 
dabei die größten jährlichen Mengen zugrun- 
de, die aus den Ländern und Gebieten im Lau- 
fe der letzten drei Jahre, für die Statistiken 
vorliegen, in die Gemeinschaft eingeführt 
worden sind, zuzüglich einer jährlichen 
Wachstumsrate von 13 v. H. 


b) Falls die Anwendung des vorstehenden Unter- 
absatzes die Entwicklung eines traditionellen. 
Handelsstroms zwischen den Ländern und 
Gebieten und einem Mitgliedstaat behindert, 
ergreift die Gemeinschaft geeignete Abhilfe- 
maßnahmen. 

c) Sollte der Verbrauch von Rum in den Mit- 
gliedstaaten erheblich zunehmen, so verpflich- 
tet sich die Gemeinschaft, den in diesem An- 
hang festgelegten jährlichen Erhöhungspro- 
zentsatz erneut zu prüfen. 

d) Die Gemeinschaft erklärt sich ferner bereit, 
zusammen mit den zuständigen Behörden der 
betreffenden Länder und Gebiete Maßnahmen 
ausfindig zu machen, die eine Ausweitung 
der Rumverkäufe dieser Länder und Gebiete 
auf den nicht traditionellen Märkten ermög- 
lichen könnten. 
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Anlage 11 


Entwurf eines Abkommens über den Handel mit den überseeischen Ländern 
und Gebieten mit Erzeugnissen, die unter die Zuständigkeit der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen 


Seine Majestät der König der Belgier, 

Ihre Majestät die Königin von Dänemark, 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland, 

Der Präsident der Französischen Republik, 

Der Präsident Irlands, 

Der Präsident der Italienischen Republik, 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Luxem- 
burg, 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande, 

Ihre Majestät die Königin des Vereinigten König- 
reichs Großbritannien und Nordirland, 

Vertragsparteien des am 17. April 1951 in Paris 
Unterzeichneten Vertrags über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 
deren Staaten im folgenden als „Mitgliedstaaten" 
bezeichnet werden - 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 232, 

in der Erwägung, daß Titel I „Handelspolitische 
Zusammenarbeit" der Verordnung (EWG) Nr. . . . 
des Rates vom . . . 1975 über die Assoziation der 
überseeischen Länder und Gebiete, nachstehend 
Länder und Gebiete genannt, mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft nicht für die Erzeugnisse 
gilt, die unter die Zuständigkeit der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen, 

in dem Bestreben, den Handel mit diesen Erzeug- 
nissen zwischen den Mitgliedstaaten und den Län- 
dern und Gebieten aufrechtzuerhalten und auszu- 
bauen - 

haben als Bevollmächtigte ernannt: 

Diese sind nach Austausch ihrer als gut und gehörig 
befundenen Vollmachten wie folgt überein- 
gekommen: 

Artikel 1 

Erzeugnisse, die unter die Zuständigkeit der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen, 
sind, wenn sie ihren Ursprung in den Ländern und 
Gebieten haben, frei von Zölle und Abgaben mit 


gleicher Wirkung wie diese Zölle zur Einfuhr in die 
Gemeinschaft zugelassen; diese Erzeugnisse dürfen 
jedoch nicht günstiger als im Warenverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten behandelt werden. 

Bei Anwendung der Bestimmungen im vorstehenden 
Unterabsatz über die Behandlung, die sich die Mit- 
gliedstaaten untereinander gewähren, werden die 
Zölle und Abgaben gleicher Wirkung nach Maß- 
gabe der Artikel 32, 36 und 59 der Akte über die 
Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Ver- 
träge nicht berücksichtigt. 


Artikel 2 

Unter ähnlichen Bedingungen wie in Titel I Kapitel 1 
der Verordnung über die Assoziation der übersee- 
ischen Länder und Gebiete mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft werden die obengenannten 
Erzeugnisse mit Ursprung in den Mitgliedstaaten 
frei von Zöllen und Abgaben gleicher Wirkung so- 
wie von mengenmäßigen Beschränkungen und Maß- 
nahmen gleicher Wirkung in die Länder und Gebiete 
eingeführt. 


Artikel 3 

In allen Fällen, in denen die Durchführung der vor- 
stehenden Bestimmungen dies nach Ansicht einer 
der Parteien erfordert, finden zwischen den betei- 
ligten Parteien Konsultationen statt. 


Artikel 4 

Die Bestimmungen über die Ursprungsregeln für die 
Anwendung der Verordnung des Rates über die 
Assoziation der Länder und Gebiete mit der Euro- 
päischen Wirtsdiaftsgemeinschaft gelten auch für 
dieses Abkommen. 


Artikel 5 

Die Bestimmungen des Vertrags über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
sowie die Befugnisse und Zuständigkeiten, die sich 
aus diesem Vertrag ergeben, werden durch dieses 
Abkommen nicht berührt. 
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Artikel 6 

Dieses Abkommen wird von den einzelnen Unter- 
zeichnerstaaten nach Maßgabe ihrer verfassungs- 
rechtlichen Vorschriften genehmigt. Die Regierungen 
der einzelnen Staaten teilen dem Sekretariat des 
Rates der Europäischen Gemeinschaft mit, daß die 
für das Inkrafttreten dieses Abkommens erforder- 
lichen Verfahren abgeschlossen sind. Das Abkom- 
men tritt am ersten Tag des Monats nach der Hinter- 
legung der Ratifizierungsurkunden der Mitglied- 
staaten in Kraft. 


Artikel 7 

Die Geltungsdauer des Abkommens läuft am 1. März 
1980 ab. 


Artikel 8 

Dieses Abkommen ist in einer Urschrift in dänischer, 
deutscher, englischer, französischer, italienischer 


und niederländischer Sprache abgefaßt, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; es wird im 
Archiv des Sekretariats des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften hinterlegt; dieses übermittelt der 
Regierung jedes Unterzeichnerstaats eine beglau- 
bigte Abschrift. 


Finanzielle Anlage 

Die finanzielle Belastung, die sich für die Gemein- 
schaft aus den Vorschlägen in dieser Mitteilung er- 
geben kann, belaufen sich auf 160 Millionen RE 
und betreffen den Europäischen Entwicklungsfonds 
(150 Millionen RE) und die EIB (10 Millionen RE). 

Für den Haushalt der Kommission entstehen mithin 
keine neuen Belastungen. 
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